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1 EINLEITUNG 
(BauGB Anlage 1 Nr. 1) 

Gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist bei der Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen 
eine Umweltprüfung durchzuführen. Prüfungsgegenstand ist die Ermittlung der voraussichtlichen er-
heblichen Umweltauswirkungen des Bauleitplans auf die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 
Nr. 7 und § 1a BauGB sowie vernünftiger Alternativen. Diese sind in einem Umweltbericht zu beschrei-
ben und zu bewerten. Zwingende Gliederungs- und Inhaltsanforderungen zum Mindestinhalt des Um-
weltberichts ergeben sich aus der Anlage 1 zum BauGB (OVG Hamburg, Urteil vom 27.04.2016 - 2 E 
20/13.N). 

Die Umweltprüfung wird Bestandteil der bauleitplanerischen Abwägung. Der hierfür erforderliche 
Prüfungsumfang und Detaillierungsgrad wird durch die Gemeinde eigenverantwortlich festgelegt. 
Hierbei hat sie eine Prognoseentscheidung zu treffen, welche Wirkungen vernünftigerweise bei ob-
jektiver Betrachtung zu erwarten sind (vgl. Busse et. al. 2013: 15). 

1.1 Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele und Inhalte des Bauleitplans 
(BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a) 

Die folgenden Kapitel enthalten eine Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bau-
leitplans, einschließlich Beschreibung der Festsetzungen des Plans mit Angaben über Standorte, Art 
und Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vorhaben. 

1.1.1 Ziele 

Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung eines 
Wohnbaugebietes durch die Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes. 

1.1.2 Darstellungen 

Für den Bereich des Plangebietes werden im aktuell rechtskräftigen Flächennutzungsplan Flächen 
für die Landwirtschaft dargestellt. Diese Darstellung soll im Zuge der 64. Änderung zu Wohnbauflä-
chen geändert werden, da die Flächen vorwiegend dem Wohnen dienen sollen. 
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1.1.3 Angaben zum Standort 

 
Abbildung 1: Luftbild mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (schwarz-gestrichelte Linie); Quelle: (Land NRW, 2020) 

Der räumliche Geltungsbereich befindet sich im Südosten der Ortslage Birgden und umfasst eine 
Fläche von ca. 11,54 ha. Derzeit wird das Plangebiet überwiegend ackerbaulich genutzt. Auf Höhe der 
westlich des Plangebietes gelegenen Fasanenstraße verläuft von Westen nach Osten ein Wirtschafts-
weg durch das Plangebiet. Entlang der nördlichen Plangebietsgrenze verläuft das Paulssträßchen, 
über welches das Plangebiet erschlossen wird. 

Im Umfeld bestehen unterschiedliche Nutzungen. Nördlich angrenzend an das Paulssträßchen sowie 
westlich der Plangebietsgrenze befinden sich Wohnnutzungen, die durch eher kleinteilige Strukturen 
geprägt sind. Im erweiterten Umfeld befinden sich nördlich des Plangebietes zudem gewerbliche 
Nutzungen. Südlich des Plangebietes verläuft ein Wirtschaftsweg und im Anschluss daran folgt die 
freie Feldflur, die sich ebenso östlich des Plangebietes fortführt. Diese wird von einigen Wirtschafts-
wegen durchzogen. Nennenswerte Gehölzstrukturen zeigen sich erst im Bereich des Hahnbuschs 
südöstlich des Plangebietes. Östlich des Plangebietes schließt sich zudem in etwa 100 m Entfernung 
des oberen Teilbereiches des Plangebietes die Trasse der Selfkantbahn an. 

1.1.4 Bedarf an Grund und Boden 

Fläche Bestand Planung 

Räumlicher Geltungsbereich 11,54 ha 11,54 ha 

Wohnbauflächen 0,00 ha 11,54 ha 

Flächen für die Landwirtschaft 11,54 ha 0,00 ha 
Tabelle 1: Bedarf an Grund und Boden 
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1.2 Einschlägige Umweltschutzziele aus Fachgesetzen und Fachplänen 

Die nachfolgenden Kapitel enthalten eine Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fach-
plänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind, und der 
Art, wie diese und die Umweltbelange bei der Aufstellung des Bauleitplans berücksichtigt wurden. 

Umweltschutzziele Art der Berücksichtigung 

Tiere 

Gemäß § 1 Abs. 6 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Tiere zu berücksichtigen.  
Eine Konkretisierung dieser Belange ergibt sich aus dem allgemei-
nen sowie dem speziellen Artenschutz des Bundesnaturschutz-
gesetzes (BNatSchG). Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es verbo-
ten,  
• wildlebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne ver-

nünftigen Grund zu fangen, zu verletzen oder zu töten, 
• Lebensstätten wildlebender Tiere ohne vernünftigen Grund 

zu beeinträchtigen oder zu zerstören. 

Begleitend zum parallellaufenden Bebau-
ungsplanverfahren wird ein artenschutz-
rechtliches Gutachten erstellt, mittels 
dessen spezifische artenschutzrechtli-
che Belange berücksichtigt und falls not-
wendig in angemessener Weise Maßnah-
men geschaffen werden können (vgl. Kap 
2.4). Eine explizite Berücksichtigung auf 
Flächennutzungsplanebene erfolgt dar-
über hinaus nicht. 
 

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten 
• wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nach-

zustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-
digen oder zu zerstören, 

• wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der eu-
ropäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Auf-
zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten er-
heblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Popula-
tion einer Art verschlechtert, 

• Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der 
besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören. 

 

Pflanzen 

Gemäß § 1 Abs. 6 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Pflanzen zu berücksichtigen. Eine Kon-
kretisierung dieser Belange ergibt sich auch hier aus dem allge-
meinen sowie dem speziellen Artenschutz des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG). Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es 
verboten,  
• wildlebende Pflanzen ohne vernünftigen Grund von ihrem 

Standort zu entnehmen oder zu nutzen oder ihre Bestände 
niederzuschlagen oder auf sonstige Weise zu verwüsten, 

• Lebensstätten wildlebender Pflanzen ohne vernünftigen 
Grund zu beeinträchtigen oder zu zerstören. 

Die dem Bauleitplanverfahren zugrunde 
liegenden Flächen beherbergen keine 
wildlebenden Pflanzen, sodass diesbe-
züglich keine expliziten Maßnahmen zu 
treffen sind. Zum Zwecke einer Anreiche-
rung der Landschaft bestehen auf der 
nachgelagerten Planungsebene Möglich-
keiten verschiedener Festsetzungen.  
 

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten 
• wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder 

ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie o-
der ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 

Besonders geschützte Pflanzenarten sind 
auf den verfahrensgegenständlichen Flä-
chen nicht vorhanden, sodass keine ex-
pliziten Maßnahmen erforderlich sind.  



Gemeinde Gangelt 
Umweltbericht zur 64. Flächennutzungsplanänderung „Zum Gelindchen / III“ 

 
 
 

4 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich 
voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft in der Abwägung zu berücksichtigen. Der Umfang der 
erforderlichen Kompensationsmaßnahmen bemisst sich typi-
scherweise an den vor dem Eingriff vorhandenen Pflanzengesell-
schaften. 

Eventuell erforderliche Kompensations-
maßnahmen können im Rahmen des pa-
rallellaufenden Bebauungsplanverfah-
rens umgesetzt werden (vgl. Kap 2.4). 

Fläche 

Gemäß § 1 Abs. 6 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf die Fläche zu berücksichtigen. 
Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam 
und schonend umgegangen werden, wobei die Möglichkeiten der 
Innenentwicklung zu nutzen und Bodenversiegelungen auf das 
notwendige Maß zu begrenzen sind. 

Standortalternativen wurden untersucht, 
bestehen zur Erfüllung der Planungsziele 
vorliegend jedoch nicht. 
  

Boden 

Gemäß § 1 Abs. 6 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf den Boden zu berücksichtigen. 
Gemäß § 1 BBodSchG sind schädliche Bodenveränderungen ab-
zuwehren, Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Ge-
wässerverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge gegen nach-
teilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen 
auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen 
Funktionen vermieden werden. 

Im Zuge des parallellaufenden Bauleit-
planverfahrens können entsprechende 
Maßnahmen verfolgt oder Festsetzungen 
getroffen werden, die zu einer Verringe-
rung der Auswirkungen auf das Schutzgut 
Boden führen können (vgl. Kap. 2.4). 
 
 

Wasser 

Gemäß § 1 Abs. 6 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf das Wasser zu berücksichtigen. 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet 
nicht vorhanden, sodass diesbezügliche 
Auswirkungen nicht zu erwarten sind. 

Gemäß § 1 Abs. 6 e) BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne der sachgerechte Umgang mit Abwässern berücksichtigen. 

Innerhalb des parallellaufenden Bauleit-
planverfahrens können Regelungen zum 
sachgerechten Umgang mit Abwässern 
berücksichtigt werden. Auf Flächennut-
zungsplanebene erfolgt keine gesonderte 
Berücksichtigung.  
 

Luft und Klima 

Gemäß § 1 Abs. 6 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Luft und Klima zu berücksichtigen. 

Die Auswirkungen der geplanten Nut-
zungsänderung auf Luft und Klima wur-
den berücksichtigt. Allumfassend sind ex-
plizite negative Auswirkungen durch das 
Planvorhaben nicht abzusehen. 

Gemäß § 1 Abs. 6 e) BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleitpläne 
die Vermeidung von Emissionen zu berücksichtigen. 

Durch das Vorhandensein von Wohnbau-
flächen und den damit einhergehenden 
Nutzungen werden in der Regel keine 
Emissionen hervorgerufen, die sich er-
heblich negativ auf die klimatische oder 
lufthygienische Situation auswirken. 
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Gemäß § 1 Abs. h) ist bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Er-
haltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die 
durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Eu-
ropäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht über-
schritten werden, zu berücksichtigen. 

Die Belange wurden berücksichtigt, vor-
liegend ist jedoch von keiner erheblichen 
Beeinträchtigung der Luftqualität auszu-
gehen.  

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschut-
zes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegen-
wirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klima-
wandel dienen, Rechnung getragen werden 

Explizite Maßnahmen werden nicht ge-
troffen. Jedoch eröffnen sich im Rahmen 
des parallellaufenden Bebauungsplan-
verfahrens Gestaltungsspielräume (vgl. 
Kap. 2.4). 

Nach dem in § 50 BImSchG normierten Trennungsgebot sind die 
für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 
zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie 
möglich vermieden werden. 

Die abschließende Plankonzeption ist Sa-
che der nachgelagerten Planungsebene. 
Demnach können schädliche Umweltein-
wirkungen auf Bebauungsplanebene mit-
tels einer entsprechenden Plankonzep-
tion so weit wie möglich vermieden wer-
den. 

Wirkungsgefüge 

Gemäß § 1 Abs. 6 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge zwischen den 
Schutzgütern Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft und 
Klima zu berücksichtigen. 

Das Wirkungsgefüge zwischen den 
Schutzgütern wurde berücksichtigt, ex-
plizite negative Auswirkungen darauf sind 
durch die vorliegende Nutzungsänderung 
jedoch nicht zu erwarten. 

Landschaftsbild 

Gemäß § 1 Abs. 6 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu berücksichtigen. 

Die Belange wurden berücksichtigt, kön-
nen aufgrund des Mangels einer ab-
schließenden Plankonzeption jedoch erst 
auf der nachgelagerten Planungsebene 
bewertet werden, sodass mögliche Kon-
flikte somit im Rahmen des parallellau-
fenden Bauleitplanverfahrens zu lösen 
sind (vgl. Kap. 2.4). 

Biologische Vielfalt 

Gemäß § 1 Abs. 6 a) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu berücksichti-
gen. 

Durch die Flächennutzungsplanänderung 
wird ein artenarmer Lebensraum durch 
einen anderen artenarmen Lebensraum 
ersetzt. Es sind keine expliziten negativen 
Auswirkungen zu erwarten. 

Mensch 

Gemäß § 1 Abs. 6 c) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit so-
wie die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen. 
Gemäß § 1 Abs. 6 e) BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleitpläne 
die Vermeidung von Emissionen berücksichtigen. 

Das Schutzgut Mensch wurde berück-
sichtigt, explizite negative Auswirkungen 
darauf werden aller Wahrscheinlichkeit 
nach durch die geplante Nutzungsände-
rung nicht hervorgerufen, sind aufgrund 
des Mangels einer abschließenden Plan-
konzeption jedoch nicht auszuschließen. 
Dementsprechend kann eine vollständige 
Berücksichtigung erst auf der nachgela-
gerten Planungsebene erfolgen (vgl. 2.4).  
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Kultur- und Sachgüter 

Gemäß § 1 Abs. 6 d) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter zu 
berücksichtigen. 

Die Belange wurden berücksichtigt, kön-
nen jedoch aufgrund des Mangels einer 
abschließenden Plankonzeption erst auf 
der nachgelagerten Planungsebene be-
wertet werden, sodass mögliche Konflikte 
im Rahmen des parallellaufenden Bau-
leitplanverfahrens zu lösen sind (vgl. Kap. 
2.4). 

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB soll die Notwendigkeit der Um-
wandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen be-
gründet werden. 

Die Inanspruchnahme landwirtschaftli-
cher Flächen wurde in die Abwägung ein-
gestellt und begründet (vgl. Kapitel 2.1.11 
sowie die darauf aufbauenden Kapitel 
dieses Umweltberichts). 

Gem. § 1 DSchG NRW sind die Belange des Denkmalschutzes und 
der Denkmalpflege bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen 
angemessen zu berücksichtigen.  
Gemäß § 9 Absatz 1 DSchG NRW bedarf der Erlaubnis der Unteren 
Denkmalbehörde, wer Baudenkmäler oder ortsfeste Bodendenk-
mäler beseitigen, verändern, an einen anderen Ort verbringen o-
der die bisherige Nutzung ändern will, in der engeren Umgebung 
von Baudenkmälern oder ortsfesten Bodendenkmälern Anlagen 
errichten, verändern oder beseitigen will, wenn hierdurch das Er-
scheinungsbild des Denkmals beeinträchtigt wird oder bewegli-
che Denkmäler beseitigen oder verändern will. 

Die Belange des Denkmalschutzes finden 
auf der nachgelagerten Planungsebene 
Berücksichtigung (vgl. Kap. 2.4).  
 

Tabelle 2: Umweltschutzziele aus Fachgesetzen; Quelle: Eigene Darstellung 

Neben den genannten Fachgesetzen werden auch die unterschiedlichen übergeordneten Fachpla-
nungen hinsichtlich ihrer Umweltschutzziele überprüft. Im Folgenden werden die weiteren planungs-
rechtlichen Rahmenbedingungen hinsichtlich ihrer umweltbezogenen Vorgaben dargestellt und hin-
sichtlich planbedingter Konflikte untersucht. 
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1.3 Regionalplan 

 
Abbildung 2: GEP Region Aachen mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (schwarz-gestrichelter Kreis) (Bezirksregierung 
Köln, 2016a) 

Bei der Beurteilung, ob das Plangebiet als im ASB liegend betrachtet werden kann, ist die zeichneri-
sche Darstellung des Regionalplanes im Maßstab 1/50.000 zu berücksichtigen. Demnach erfolgt die 
Abgrenzung zwischen ASB und AFAB anhand keiner städtebaulich eindeutig bestimmbaren Zäsuren, 
z.B. Verkehrstrassen oder Wegeparzellen, sodass ihre Lage nur ungefähr angenommen werden kann. 
Eine ungefähre Orientierung umfasst auf der Ebene des Regionalplanes regelmäßig eine Abweichung 
von bis zu 100 m und ist vorliegend unter der Annahme möglich, dass die Abgrenzung des ASB dia-
gonal vom Wohngebiet im Südwesten des Plangebiets angrenzend bis zum Gewerbegebiet im Nord-
osten reicht. Bei dieser Betrachtungsweise ist von einer Lage des Plangebietes im ASB auszugehen. 
In den ASB sollen u.a. die Flächen für den Wohnungsbau und die damit verbundenen Folgeeinrich-
tungen, für die zentralörtlichen Einrichtungen sowie für die sonstigen privaten und öffentlichen Ein-
richtungen der Bildung und Kultur dargestellt werden (vgl. Bezirksregierung Köln, 2016a: 15). Natur- 
und landschaftsbezogene planerische Vorgaben werden durch die Darstellungen des Regionalplans 
nicht getroffen. Die Planung folgt somit den Darstellungen des Regionalplanes. 

1.4 Flächennutzungsplan 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Gangelt (FNP) stellt die verfahrensgegen-
ständlichen Flächen als „Flächen für die Landwirtschaft“ dar. Die Belange der Landwirtschaft werden 
im Kapitel 2.1.11 sowie den darauf aufbauenden Kapiteln dieses Umweltberichts berücksichtigt. 
Darüberhinausgehende Umweltvorgaben werden durch den bestehenden Flächennutzungsplan 
nicht getroffen.  
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1.5 Naturschutzfachliche Schutzgebiete 

Naturschutzfachliche Schutzgebiete ergeben sich aus den §§ 21 und 23 bis 36 BNatSchG. Demnach 
sind der Biotopverbund bzw. die Biotopvernetzung (§ 21 BNatSchG), Naturschutzgebiete 
(§ 23 BNatSchG), Nationalparke oder Nationale Naturmonumente (§ 24 BNatSchG), Biosphärenreser-
vate (§ 25 BNatSchG), Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG), Naturparke (§ 27 BNatSchG), Na-
turdenkmäler (§ 28 BNatSchG), geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 BNatSchG), gesetzlich ge-
schützte Biotope (§ 30 BNatSchG) und Natura-2000-Gebiete (§§ 31 bis 36 BNatSchG) bei der Planung 
und Umsetzung von Vorhaben hinsichtlich einer möglichen Betroffenheit zu untersuchen.  

Form und Verfahren der Unterschutzstellung richten sich nach Landesrecht (vgl. 
§ 22 Abs. 2 BNatSchG). Demnach werden Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Natur-
denkmäler und geschützte Landschaftsbestandteile in den Landschaftsplänen der Unteren Natur-
schutzbehörden festgesetzt. (vgl. § 7 LNatSchG) 

 
Abbildung 3: Auszug aus dem Landschaftsplan III/7 "Geilenkirchener Lehmplatte" mit Abgrenzung des Plangebietes (rot-gestrichelte 
Linie); Quelle: Eigene Darstellung nach Kreis Heinsberg, 1989 

Das Plangebiet liegt im räumlichen Geltungsbereich des Landschaftsplanes III/7 „Geilenkirchener 
Lehmplatte“ (vgl. Abbildung 3). Dieser setzt für den gesamten Teil des Plangebietes das Entwicklungs-
ziel 2 „Anreicherung einer Landschaft mit naturnahen Lebensräumen und mit gliedernden und bele-
benden Elementen“ fest. Zudem wird das Plangebiet von dem Maßnahmenraum 66 überlagert, wel-
cher die „Ortsrandeingrünung durch die Anlage von Obstwiesen, Feldgehölzen und Gehölzstreifen“ 
festsetzt. Eine Anreicherung der Landschaft kann im Rahmen grünordnerischer Festsetzungen auf 
der nachgelagerten Planungsebene verfolgt werden. Demgemäß sind keine planbedingten Konflikte 
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mit den Festsetzungen des Landschaftsplanes ersichtlich, vielmehr kann im Rahmen grünordneri-
scher Festsetzungen eine Anreicherung der Landschaft gegenüber der im Plangebiet bisher vorherr-
schenden artenarmen Ackerbegleitvegetation erfolgen. 

Zur Beurteilung der Betroffenheit des Biotopverbunds bzw. der Biotopvernetzung sowie von Natur-
parken oder Nationalen Naturmonumenten, Biosphärenreservaten, Naturparken, gesetzlich ge-
schützten Biotopen und Natura-2000-Gebieten wird auf den Dienst „NRW Umweltdaten vor Ort“ des 
Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen zurückgegriffen.  

Eine unmittelbare Überlagerung mit solchen Gebieten besteht nicht. Beeinträchtigungen durch Nut-
zungsänderungen im weiteren Umfeld sind nach aktuellem Kenntnisstand allenfalls in Bezug auf Na-
tura-2000-Gebiete ersichtlich. Bei dem nächstgelegenen Natura-2000-Gebiet handelt es sich um 
das FFH-Gebiet „Teverener Heide“, welches sich ca. 5,0 km südlich des Plangebietes befindet. Zahl-
reiche weitere Natura-2000-Gebiete befinden sich in den Niederlanden, im Bereich der Städte 
Maastricht und Roermond. Das Plangebiet befindet sich zwischen den vorgenannten Gebieten, so-
dass die Lage in einem verbindenden Korridor nicht pauschal ausgeschlossen werden kann. 

Allgemein sind Natura-2000-Gebiete insbesondere empfindlich gegenüber direkten Eingriffen oder 
unmittelbar benachbarten Vorhaben. Daneben besteht eine Empfindlichkeit gegenüber Eingriffen in 
verbindende Flugkorridore zwischen verschiedenen Natura-2000-Gebieten; beispielsweise durch 
Beeinträchtigung von Trittsteinbiotopen und Rastplätzen oder durch Umsetzung von Vorhaben mit 
einer möglichen Barrierewirkung. Aufgrund der eher geringwertigen, ökologischen Ausprägung der 
im Plangebiet vorhandenen Biotope und anthropogener Störung durch angrenzende Siedlungsnut-
zungen ist eine Bedeutung als Trittsteinbiotop oder Rastplatz jedoch nicht ersichtlich. Denn im Um-
feld des Plangebietes, beispielsweise in der Nähe vorhandener Bachtäler, bestehen Ausweichmög-
lichkeiten, die für ziehende Arten deutlich attraktiver sein sollten. Zudem bereitet die Planung keine 
Nutzungen vor, die zu möglichen Barrierewirkungen für überfliegende Arten führen. In diesem Zu-
sammenhang sind planbedingte Konflikte nicht ersichtlich. 

Zusammenfassend sind Konflikte mit den vorliegend relevanten, naturschutzfachlichen Schutzgebie-
ten nicht ersichtlich. 

1.6 Wasserrechtliche Schutzgebiete 

Wasserrechtliche Schutzgebiete ergeben sich aus den besonderen, wasserwirtschaftlichen Bestim-
mungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Demnach sind Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG), Heil-
quellen (§ 53 WHG), Überschwemmungsgebiete (§ 76 WHG), Risikogebiete außerhalb von Über-
schwemmungsgebieten (§ 78b WHG) und Hochwasserentstehungsgebiete (§ 78d WHG) bei der Pla-
nung und Umsetzung von Vorhaben hinsichtlich einer möglichen Betroffenheit zu untersuchen. Diese 
Untersuchung erfolgt im Kapitel 2.1.5 sowie den darauf aufbauenden Kapiteln dieses Umweltberichts. 
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2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER 
UMWELTAUSWIRKUNGEN 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 sind die in der Umweltprüfung ermittelten, erheblichen Umweltauswir-
kungen zu beschreiben und zu bewerten. Dies umfasst neben der Bestandsbeschreibung und der 
Entwicklungsprognosen bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung auch die Darlegung 
von Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, die Prüfung von Planungsalternativen 
sowie eine Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen. 

2.1 Basisszenario und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe a) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe a besteht der Umweltbericht unter anderem aus 

• einer Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes, ein-
schließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden 
(Basisszenario) und 

• einer Übersicht über die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurch-
führung der Planung (Nullvariante) soweit dies gegenüber dem Basisszenario mit zumutbarem 
Aufwand auf Grundlage verfügbarer Umweltinformationen und wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen abgeschätzt werden kann. 

Bestandsaufnahme und -bewertung erfolgen anhand der Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 a), c) und 
d) BauGB. Diese sind als umfassende Bezeichnung der Umweltbelange zu verstehen (Ernst, Zinkhahn, 
Bielenberg, & Krautzberger, 2019). Da die Nichtdurchführung der Planung überwiegend zu keiner Ver-
änderung des derzeitigen Umweltzustandes führt wird deren Beschreibung im Kapitel 2.2 gebündelt. 

2.1.1 Tiere 

Ihre Funktion für den Naturhaushalt erfüllen Tiere als Elemente der natürlichen Stoffkreisläufe, Be-
wahrer der genetischen Vielfalt und wichtiger Einflussfaktor für andere Schutzgüter (z.B. Nahrungs-
grundlage für den Menschen). In Bezug auf das Schutzgut Tiere ist zwischen dem allgemeinen Arten-
schutz des § 39 BNatSchG und dem speziellen Artenschutz des § 44 BNatSchG zu unterscheiden. 

ALLGEMEINER ARTENSCHUTZ 

Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, wildlebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne 
vernünftigen Grund zu fangen, zu verletzen oder zu töten, sowie Lebensstätten wildlebender Tiere 
ohne vernünftigen Grund zu beeinträchtigen oder zu zerstören. Diese Maßgabe gilt für alle Tierarten, 
unabhängig von einem gesonderten Schutzanspruch. 

„Die Notwendigkeit zur Durchführung einer Artenschutzprüfung (ASP) im Rahmen von Planungsver-
fahren oder bei der Zulassung von Vorhaben ergibt sich aus den unmittelbar geltenden Regelungen 
des § 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. §§ 44 Abs. 5 und 6 und 45 Abs. 7 BNatSchG“ (MKULNV NRW, 2016). 
Insofern stützt sich die Bestandsbewertung – anders als beim speziellen Artenschutz – auf eine Plau-
sibilitätsprüfung anhand der allgemeinen Habitateignung. 
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Das Plangebiet ist derzeit intensiv genutzte Ackerfläche. Gehölze und vergleichbare Strukturen fehlen 
vollständig und auch Wildkrautarten sind weitestgehend fehlend. Aufgrund der unmittelbar angren-
zenden Siedlungsstrukturen im Norden und Westen besteht eine generelle Habitateignung insbeson-
dere für Arten der halboffenen Feldflur. Aufgrund der großflächigen Offenlandbereiche im Süden 
und Osten kann zudem eine Eignung der Flächen für Offenlandarten angenommen werden, die kein 
ausgeprägtes Meideverhalten gegenüber vertikalen Strukturen zeigen. Eine Vorbelastung potenziell 
vorhandener Tierarten besteht durch die Bewirtschaftung der Flächen mit schwerem Gerät. Die in 
der Landwirtschaft eingesetzten Herbizide, Pestizide und Düngemittel können sich zudem im Grund-
wasser sowie in Pflanzen und Früchten anreichern, die unterschiedlichen Tierarten als Lebensgrund-
lage dienen, wodurch eine Beeinträchtigung besonders empfindlicher Tierarten bestehen kann. 

Darüber hinaus kommt das Plangebiet potenziell als Lebensraum für Kleinsäuger, Wild und Insekten 
in Betracht. Aufgrund der Vielzahl an Insektenarten ist ein Vorkommen wahrscheinlich. 

SPEZIELLER ARTENSCHUTZ 

Das Vorkommen besonders geschützter Arten wurde im Rahmen einer Artenschutzprüfung der 
Stufe I fachgutachterlich untersucht (raskin, 2020). In diesem Zusammenhang wurden der zu erwar-
tende Pool an planungsrelevanten Arten und deren Lebensraumansprüche ermittelt. Die tatsächlich 
vorhandenen Lebensräume wurden durch eine Geländebegehung am 14.05.2020 bestimmt. Die vor-
genannten Daten wurden miteinander verschnitten und den Wirkfaktoren des Planvorhabens gegen-
übergestellt. Auf diese Weise konnte das Spektrum der zu erwartenden Arten auf Feldlerche, Reb-
huhn Kiebitz und Wachtel reduziert werden.  

2.1.2 Pflanzen 

Pflanzen erfüllen Funktionen als Elemente der natürlichen Stoffkreisläufe, prägende Bestandteile der 
Landschaft, Bewahrer der genetischen Vielfalt und wichtiger Einflussfaktor für andere Schutzgüter 
(z.B. Reinigungs- und Filterfunktion für Luft, Wasser und Boden, klimatischer Einfluss der Vegetation, 
Nahrungsgrundlage für den Menschen). Wie auch bei Tieren ist in der Bestandserfassung der Pflanzen 
zwischen dem allgemeinen Artenschutz des § 39ff BNatSchG und dem speziellen Artenschutz des 
§ 44ff BNatSchG zu unterscheiden. 

ALLGEMEINER ARTENSCHUTZ 

Das Plangebiet befindet sich im Südwesten der naturräumlichen Haupteinheit 570-Selfkant, hier im 
Bereich der Selfkant Terrassenplatte. Die heutige potenzielle natürliche Vegetation (hpnV) ist der 
Flattergras-Buchenwald, stellenweise der Perlgras-Buchenwald.  

Die tatsächliche Vegetation weicht erheblich von der hpnV ab. Der überwiegende Teil des Plangebie-
tes ist ackerbaulich genutzt. Hier ist lediglich mit rudimentärer Ackerbegleitvegetation zu rechnen. 
Im Bereich des Wirtschafsweges ist mit Gräsern und Kräutern zu rechnen. Maßgebliche Vorkommen 
wildlebender Pflanzen sind aufgrund mechanischer und stofflicher Bearbeitung kaum gegeben. 

Die angrenzende, freie Landschaft ist weitestgehend ausgeräumt. Gehölze beschränken sich auf die 
bewaldeten Bereiche im Hahnbusch und im Gemeindebusch. Gräser und Kräuter bestehen vorwie-
gend entlang von Wirtschaftswegen. 



Gemeinde Gangelt 
Umweltbericht zur 64. Flächennutzungsplanänderung „Zum Gelindchen / III“ 

 
 
 

12 

SPEZIELLER ARTENSCHUTZ 

In Bezug auf den speziellen Artenschutz wird die Prüfung des Artenspektrums auf die sogenannten 
planungsrelevanten Arten eingeschränkt. Diese stellen eine naturschutzfachlich begründete Auswahl 
derjenigen geschützten Arten dar, die in einer Art-für-Art-Betrachtung zu bearbeiten sind. In NRW 
werden die planungsrelevanten Arten nach einheitlichen naturschutzfachlichen Kriterien durch das 
LANUV bestimmt. (MWEBWV NRW und MKULNV NRW, 2010) 

In NRW treten lediglich sechs planungsrelevante Pflanzenarten auf. Diese werden in der nachfolgen-
den Tabelle zusammengefasst. 

Art Erhaltungszustand 
in NRW (ATL) 

Bekannte Vor-
kommen in NRW Wissenschaftlicher Name Deutscher Name 

Botrychium simplex Einfache Mondraute S 
1 (Truppenübungs-
platz Senne) 

Cypripedium calceolus Frauenschuh S 7 

Helosciadium repens Kriechender Sellerie S 4 

Liparis loeselii Sumpf-Glanzkraut S 3 

Luronium natans Schwimmendes Froschkraut S 23 

Trichomanes speciosum Prächtiger Dünnfarn - 10 
Tabelle 3: planungsrelevante Pflanzenarten in NRW (LANUV NRW, 2020a) 

Von den vorgenannten Arten sind jeweils nur sehr wenige Vorkommen bekannt. Diese finden sich 
überwiegend an Sonderstandorten mit sehr spezifischen Habitatansprüchen. Diese Ansprüche wer-
den vorliegend nicht erfüllt. 

2.1.3 Fläche 

Fläche ist unvermehrbare Ressource, Lebensgrundlage für den Menschen und wird durch diesen in 
Anspruch genommen (BMU, 2017). Ihre planungsrechtliche oder tatsächliche Inanspruchnahme ist 
mit der Zunahme von Siedlungs- und Verkehrsfläche gleichzusetzen (Flächenportal NRW, 2018). Nicht 
gleichzusetzen ist sie mit Versiegelung, da auch gestaltete Grün-, Erholungs- und Freizeitflächen zur 
Siedlungs- und Verkehrsfläche gezählt werden (BMU, 2017). Bei einer Inanspruchnahme erfolgt eine 
Nutzungsänderung, was zumeist mit irreversiblem Verlust der ursprünglichen Funktion einhergeht.   

Das Plangebiet umfasst Fläche im Umfang von ca. 11,5 ha. Diese ist vollständig unbeansprucht. 

2.1.4 Boden 

Im Sinne des § 2 Abs. 2 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) erfüllt Boden Funktionen als Lebens-
grundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen. Ferner erfüllt er 
Funktionen als Ausgleichsmedium in Wasser- und Nährstoffkreisläufen sowie als Abbau-, Ausgleichs- 
und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen. Im Hinblick auf seine Funktionserfüllung kann er aus 
unterschiedlichen Gründen als schutzwürdig eingeordnet werden (GD NRW, 2018c): 

• Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte 

• Regler- und Pufferfunktion / natürliche Bodenfruchtbarkeit 

• Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum 
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Ferner erfüllt Boden Funktionen als Standort und als Archiv. Zur Vermeidung von Dopplungen werden 
diese in den Kapiteln 2.1.3 und 2.1.11 sowie den darauf aufbauenden Kapiteln beschrieben. 

Zur Bewertung des Bodens werden die Geobasisdaten der Vermessungs- und Katasterverwaltung 
NRW (Land NRW, 2020) und die Bodenkarten im Maßstab 1:5.000 (GD NRW, 2018a) und 1:50.000 (GD 
NRW, 2018b) verwendet (vgl. Abbildung 4). Hieraus ergeben sich die nachfolgenden Erkenntnisse. 

 
Abbildung 4: Bodenkarte mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches (schwarz-gestrichelte Linie); (Land NRW, 2020) sowie (GD 
NRW, 2018b) 

ZUSAMMENSETZUNG 

Gemäß Bodenkarte ist im Plangebiet der Bodentyp Pseudogley-Braunerde vorherrschend. Die je-
weilige Zusammensetzung wird in nachfolgender Tabelle erläutert. 

Zusammensetzung der vorhandenen Böden 

Bodentyp 
Bestandteil 

Schichthöhe 
(dm) 

 Pseudogley-Braunerde 

Schluffig-lehmiger Sand, meist schwach humos 
zum Teil sandig-lehmiger Schluff, meist schwach humos 

aus Sandlöß 
5 bis 7 

Schluffig-lehmiger Sand 
zum Teil sandig-lehmiger Schluff 

aus Sandlöß 
3 bis 13,1 

Meist mittel toniger Schluff und sandig-lehmiger Schluff 
aus Löß 

Mittel lehmiger Sand, kiesig aus Terrassenablagerung 
5 bis 10 

Tabelle 4: Zusammensetzung des vorhandenen Bodens (GD NRW, 2018b) 

BODENPARAMETER 

Im Bereich der Pseudogley-Braunerde ist mit überdurchschnittlichen Bodenparametern und einer 
entsprechend hohen Bodenfruchtbarkeit zu rechnen. Eine detaillierte Beschreibung anhand der ein-
zelnen Bodenparameter ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. 



Gemeinde Gangelt 
Umweltbericht zur 64. Flächennutzungsplanänderung „Zum Gelindchen / III“ 

 
 
 

14 

Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf die landwirtschaftliche Eignung 

Parameter Definition Wert 

Wertzahlen der 
Bodenschät-
zung 

Die Bodenwertzahl drückt Reinertragsunterschiede aus, die bei üblicher 
und ordnungsgemäßer Bewirtschaftung nur durch den Ertragsfaktor Bo-
den bedingt sind. 

45 bis 60 
(mittel) 

Feldkapazität 
Die Feldkapazität bestimmt die Fähigkeit des Bodens, die Verlagerung von 
Stoffen wie Nitrat, die weder adsorptiv festhalten noch mikrobiell umge-
setzt werden, in den Untergrund zu mindern.  

281 mm 
(mittel) 

Nutzbare Feld-
kapazität 

Bei grundwasserfreien und nicht staunässedominierten Standorten ist die 
nutzbare Feldkapazität das wesentliche Maß für die Bodenwassermenge, 
die den Pflanzen zur Verfügung steht.  

159 mm 
(hoch) 

Luftkapazität 

Luftkapazität ist ein Maß für die Versorgung der Pflanzenwurzeln mit Sau-
erstoff, die Speicherkapazität für Starkniederschläge, Grundwasser sowie 
Staunässe dar und bestimmt zusammen mit der Wasserleitfähigkeit die 
Amplitude und Geschwindigkeit von Wasserstandsänderungen im Witte-
rungsverlauf.  

145 mm 
(mittel) 

Kationenaus-
tauschkapazi-
tät 

Nährstoffe kommen in der Natur als Kationen vor. Die Kationenaustausch-
kapazität bezeichnet die Menge an Nährstoffen, die ein Boden bezogen auf 
seine Masse binden und abgeben kann.  

176 mol+/m² 
(hoch) 

Effektive 
Durchwurze-
lungstiefe 

Die effektive Durchwurzelungstiefe kennzeichnet die Tiefe, bis zu der das 
pflanzenverfügbar gespeicherte Bodenwasser von einjährigen Nutzpflan-
zen bei Ackernutzung in niederschlagsarmen Jahren vollständig ausge-
schöpft werden kann.  

10 dm 
(sehr hoch) 

Tabelle 5: Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf die landwirtschaftliche Eignung (GD NRW, 2018b) 

SCHUTZWÜRDIGKEIT 

Die Schutzwürdigkeit eines Bodens wird zum einen über dessen Wertzahlen der Bodenschätzung 
bemessen; „sehr fruchtbare Böden haben überwiegend Bodenwertzahlen von über 60; Böden mit 
sehr hohem Biotopentwicklungspotenzial für Extrem-Standorte haben als Böden aus Tonen Boden-
wertzahlen bis 20, als Böden aus Sanden Bodenwertzahlen bis 15.“ (GD NRW, 2018c) Daneben erfolgt 
eine Bewertung der Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum über des-
sen nutzbare Feldkapazität. Liegt diese im 2-Meter-Raum über 220 mm, so wird ein Boden ebenfalls 
als schutzwürdig eingeordnet. Die Schutzwürdigkeit der vorhandenen Böden ist der nachfolgenden 
Tabelle zu entnehmen.  

Schutzwürdigkeit der vorhandenen Böden 

Bodenteilfunktion Schutzwürdigkeit gegeben? 

Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte nein 

Regler- und Pufferfunktion / natürliche Bodenfruchtbarkeit nein 

Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum ja 
Tabelle 6: Schutzwürdigkeit des vorhandenen Bodens; (GD NRW, 2018b) 

VORBELASTUNG / ALTLASTEN 

Im Bereich des Paulssträßchen sind die Böden durch Versiegelung und die vorangegangenen Bau-
maßnahmen vorbelastet. Hierdurch bestehen Einschränkungen der natürlichen Bodenfunktionen, 
insbesondere der Grundwasserneubildung. Zudem ist mit Strukturveränderungen des natürlichen 
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Bodenaufbaus zu rechnen. Im Bereich der ackerbaulich genutzten Flächen können Einträge durch 
Biozide oder Düngemittel nicht ausgeschlossen werden. Die abschließende Bewertung wird auf die 
nachfolgende Planungsebene abgeschichtet. 

2.1.5 Wasser 

Gemäß § 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erfüllt Wasser Funktionen als Lebensgrundlage bzw. -raum 
für Menschen, Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut. Es hat Bedeutung für das Klima, da Wärme 
durch Verdunstung der Atmosphäre zugeführt wird (DWD, 2020). Im Hinblick auf die zerstörerische 
Kraft des Wassers ist der Hochwasserschutz zu beachten. 

Zur Beschreibung des Schutzgutes wird u.a. auf das elektronische wasserwirtschaftliche Verbundsys-
tem für die Wasserwirtschaftsverwaltung in NRW (ELWAS WEB) zurückgegriffen (MULNV NRW, 2019). 
Demgemäß können die nachfolgenden Aussagen getroffen werden. 

OBERIRDISCHE GEWÄSSER 

Gemäß § 2 WHG handelt es sich bei oberirdischen Gewässern um Fließgewässer mit ständigem oder 
zeitweiligem Abfluss, die der Vorflut für Grundstücke mehrerer Eigentümer dienen. Sie werden ein-
geteilt in Gewässer erster und zweiter Ordnung sowie in sonstige Gewässer.  

Im Plangebiet selbst bestehen keine Oberflächengewässer. Gewässer erster Ordnung sind im mittel-
baren Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden. Das nächstgelegene Gewässer zweiter Ordnung 
stellt die Rur in etwa 9,5 km nördlicher Entfernung des Plangebietes dar. 

Das nächstgelegene sonstige Gewässer stellt der Saeffeler Bach in etwa 1,5 km nordwestlicher Ent-
fernung des Plangebietes dar. Das Plangebiet befindet sich im Einzugsgebiet des Gewässers. 

GRUNDWASSER 

Das Plangebiet befindet sich im Grundwasserkörper 28_04 „Hauptterrassen des Rheinlandes“. Dieser 
befindet sich mengenmäßig wie auch chemisch in einem schlechten Zustand. Überschreitungen der 
Schwellenwerte nach Anlage 2 der Grundwasserverordnung bestehen in Bezug auf Nitrat. Gemäß 
Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg vom 12.06.2020 unterliegt das Grundwasser bergbau-
bedingten Schwankungen, die zu Bodenbewegungen an der Tagesoberfläche führen können. 

Eine kleinräumige Beschreibung der vorhandenen Grundwassereinflüsse ist unter Berücksichtigung 
des Bodens möglich. Hierzu wird auf die Bodenkarte im Maßstab 1:50.000 zurückgegriffen (GD NRW, 
2018b). Demnach ist im Plangebiet mit Pseudogley-Braunerde zu rechnen. Es ergeben sich die nach-
folgenden Parameter.  

Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf das Bodenwasser 

Parameter Definition Bodentyp 

Gesättigte 
Wasserleitfä-
higkeit 

Die gesättigte Wasserleitfähigkeit (kf) kennzeichnet, mit welchem Widerstand 
ein Boden Wasser gegen die Schwerkraft halten kann. Sie dient der Bewer-
tung des Bodens als mechanischer Filter, beeinflusst die Erosionsanfälligkeit 
und wird zur Ermittlung vom Dränbedürftigkeit bzw. Dränabständen verwen-
det. 

25 cm/d 
(mittel) 

Kapillare Auf-
stiegsrate 

Die kapillare Aufstiegsrate gibt an, in welcher Intensität ein Boden Wasser 
aus den grundwasserbeeinflussten Schichten durch die Kraft seiner Kapilla-
rität in den effektiven Wurzelraum nachliefert. 

0 mm/d 
(keine Nach-

lieferung) 
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Grundwas-
serstufe 

Der Grundwasserspiegel schwankt in Abhängigkeit von Klima- und Witte-
rungsverhältnissen sowie Wasserverbrauch durch Vegetation oder Men-
schen mehr oder weniger stark. Die Grundwasserstufen geben den Kernbe-
reich der Grundwasserschwankung wieder. 

0 
(Ohne 

Grundwas-
ser) 

Staunässe-
grad 

Staunässe tritt auf, wenn eine geringe wasserdurchlässige Zone im Boden 
(Staukörper) die Versickerung des Niederschlagswassers hemmt und somit 
zur Vernässung des darüber liegenden Bereiches (Stauwasserleiter) führt. 

2 
(Schwache 
Staunässe) 

Versicke-
rungseignung 

Die Versickerungseignung stellt eine Ersteinschätzung dar, in welchem Maß 
Böden für eine Versickerung von Niederschlagswasser geeignet sind und 
welche Gründe gegebenenfalls entgegenstehen.  

ungeeignet 

Tabelle 7: Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf das Bodenwasser (GD NRW, 2018b) 

Die Angabe bezüglich der Versickerungseignung des Geologischen Dienstes NRW dient vorliegend 
lediglich als erste Einschätzung. Die abschließende Bewertung wird auf die nachfolgende Planungs-
ebene abgeschichtet. 

WASSERRECHTLICHE SCHUTZGEBIETE 

Innerhalb der Plangebiete befinden sich keine Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG). Das nächstgelegene 
Wasserschutzgebiet ist das festgesetzte Trinkwasserschutzgebiet NL Schinveld, in einer Entfernung 
von ca. 3,6 km südwestlich des Plangebietes. Im Süden des Plangebietes, in einer Entfernung von 
ca. 3 km, befindet sich ein geplantes Trinkwasserschutzgebiet. Beide Schutzgebiete werden durch 
bestehende Ortslagen räumlich und funktional vom Plangebiet getrennt. Wechselwirkungen mit dem 
Plangebiet sind nicht erkennbar. 

Heilquellen (§ 53 WHG) sind im linksrheinischen NRW nicht vorhanden und insofern mit abschließen-
der Sicherheit nicht von der Planung betroffen. 

Überschwemmungsgebiete (§ 78b WHG) bestehen im Bereich des Saeffeler Bachs. Mit diesen besteht 
keine räumliche Nähe und somit keine Überlagerung. 

Hochwasserentstehungsgebiete (§ 78d WHG) werden gemäß § 78d Abs. 2 WHG von den Ländern 
durch Rechtsverordnung festgesetzt. Dies ist in NRW aktuell noch nicht erfolgt. 

2.1.6 Luft und Klima 

Das lokale Kleinklima bildet die Grundlage insbesondere für die Vegetationsentwicklung. Darüber hin-
aus ist das Klima unter dem Aspekt der Niederschlagsrate auch für den Wasserhaushalt und die 
Grundwasserneubildung verantwortlich. Luft wiederum ist lebensnotwendig zum Atmen für Mensch 
und Tier. Zudem übernimmt die Atmosphäre Funktionen als Schutz- und Übertragungsmedium für 
Stoffflüsse. Ein ausgewogenes Klima und eine regelmäßige Frischluftzufuhr sind Grundlage für ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse.  

KLIMADATEN 

Die Gemeinde Gangelt liegt innerhalb des klimatischen Bereiches der Niederrheinischen Bucht. Es 
besteht ein gemäßigtes, humides, atlantisch geprägtes Klima, welches durch milde Winter und gemä-
ßigte Sommer definiert wird. (Matthiesen, 1989) 

Zur Bewertung des lokalen Klimas wird auf den Klimaatlas Nordrhein-Westfalen zurückgegriffen 
(LANUV NRW, 2020c). Demnach ist das Klima des Plangebietes im Jahresmittel durch eine 
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Lufttemperatur von 10,4°C, eine Niederschlagssumme von 791 mm und eine Sonnenscheindauer von 
1.566 Stunden gekennzeichnet. Die Windgeschwindigkeit in 10 m Höhe liegt bei ca. 3,8 m/s, unterliegt 
jedoch kleinräumigen Schwankungen. 

LUFTSCHADSTOFFE 

Zur Bewertung der zu erwartenden Luftschadstoffe wird auf das Online-Emissionskataster Luft NRW 
zurückgegriffen (LANUV NRW, 2020b). Hier wird zwischen zahlreichen Emittenten- und Schadstoff-
gruppen unterschieden. Im Hinblick auf die Vielzahl der möglichen Angaben bei gleichzeitiger Wah-
rung der Anstoßfunktion, ist die weitere Betrachtung auf eine fachlich begründete Auswahl zu be-
schränken. 

Vor diesem Hintergrund sowie im Hinblick auf den Klimawandel erfolgt eine Betrachtung der im Ky-
oto-Protokoll benannten Treibhausgase (Umweltbundesamt, 2020a): Kohlendioxid, Methan, und 
Lachgas (N2O) sowie die fluorierten Treibhausgase (HFKW). Aufgrund der hierfür europaweit definier-
ten Grenzwerte (Umweltbundesamt, 2020b) wird die Betrachtung auf die Feinstaubfraktion PM10 er-
weitert. Eine Betrachtung der Fraktion PM2,5 ist mangels Datengrundlage nicht möglich. Da im Rah-
men des vorliegenden Umweltberichtes keine Ursachenforschungen betrieben, sondern lediglich die 
Auswirkung des Planvorhabens im Zusammenwirken im bestehenden Gesamtgefüge untersucht wer-
den, erfolgt die Betrachtung der vorgenannten Schadstoffe über alle Emittentengruppen hinweg.  

Schadstoff Menge Belastung 

Kohlendioxid 3.629 t/km² hoch 

Methan 440 kg/km² mittel 

Lachgas 73 kg/km² mittel 

Fluorierte Treibhausgase 320 g/km² hoch 

Feinstaub PM10 514 kg/km² mittel 
Tabelle 8: Belastung des Plangebietes mit klimatisch wirksamen Luftschadstoffen; (LANUV NRW, 2020b) 

KLIMATISCH WIRKSAME FUNKTIONEN 

Bei den verfahrensgegenständlichen Flächen handelt es sich um unbebaute Flächen, die eine wich-
tige Funktion als Kaltluftentstehungsgebiet erfüllen. Klimatisch bedeutsame Vegetationsstrukturen, 
die zur Bildung von Frischluft und zur Bindung von Luftschadstoffen beitragen würden, sind innerhalb 
der verfahrensgegenständlichen Flächen nicht vorhanden. Durch die landwirtschaftliche Nutzung 
werden die klimatischen Funktionen im überwiegenden Teil des Plangebietes jahreszeitabhängig bzw. 
bei fehlender Vegetation eingeschränkt erfüllt. Innerhalb von Zeiträumen, in denen die Fläche von 
keiner Vegetation bedeckt ist, kann ferner die Bildung von Staubemissionen nicht ausgeschlossen 
werden. 

2.1.7 Wirkungsgefüge 

Zwischen den unter 2.1.1 bis 2.1.6 genannten Schutzgütern bestehen vielfältige Wechselbeziehungen 
als Wirkungszusammenhänge oder Abhängigkeiten. Wird ein Schutzgut direkt beeinflusst, wirkt sich 
das meist indirekt auch auf andere Schutzgüter aus. 

Von den allgemeinen ökosystemaren Zusammenhängen abgesehen, bestehen keine besonderen 
Wechselbeziehungen im Plangebiet, die über die unter Kapitel 2.1.1 bis 2.1.6 getroffenen Aussagen 
hinausgehen. 
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2.1.8 Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild hat in erster Linie eine ästhetische und identitätsbewahrende Funktion. Die 
Komposition verschiedener typischer Landschaftselemente macht die Eigenart eines Landstriches 
aus. Neben der Bewahrung typischer Arten, Strukturen und Bewirtschaftungsformen spielt dies auch 
für den Erholungswert der Landschaft eine große Rolle. Zur Vermeidung von Doppelungen wird der 
Aspekt der Naherholung im Kapitel 2.1.10 „Mensch“ thematisiert. 

Das Plangebiet liegt im Bereich der naturräumlichen Haupteinheit NR-570 Selfkant, hier im Bereich 
der Selfkant Terrassenplatte. Laut der heutigen potenziell natürlichen Vegetation (HpnV) müsste das 
Landschaftsbild insbesondere durch Flattergras-Buchenwälder, stellenweise durch Perlgras-Bu-
chenwälder geprägt sein. Die lokale Landschaft besteht überwiegend aus landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen mit vereinzelten Grün- und Gehölzstrukturen vor allem im Bereich des Hahnbuschs so-
wie des Gemeindebuschs, wird jedoch von Siedlungsnutzungen wie verschiedenen Ortslagen und 
Verkehrstrassen erheblich überprägt. 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches selbst herrschen landwirtschaftliche Flächen vor. Auf 
Höhe der Fasanenstraße verläuft von Westen nach Osten ein Wirtschaftsweg durch das Plangebiet. 
Im nördlichen Bereich des Plangebietes verläuft das Paulsträßchen. 

Im Norden und Westen des Plangebietes grenzt die Ortslage Birgden an die verfahrensgegenständli-
chen Flächen. Deren Siedlungsstruktur wird durch kleinteilige Wohnnutzungen geprägt. Vereinzelt 
bestehen dichtere Bebauungen, z.B. in Form von Gewerbe oder Gemeindebedarfsnutzungen. 

Im Süden und Osten schließt die freie Feldflur an das Plangebiet an. Diese wird von einigen Wirt-
schaftswegen durchzogen. Das Plangebiet befindet sich somit an der Grenze zur freien Landschaft 
und besitzt demzufolge eine gewisse Bedeutung für das Landschaftsbild. 

Eine zu betonende Bedeutung für das übergeordnete Landschaftsbild ist vorliegend jedoch nicht 
erkennbar. Durch die zum Ortsrand hin abfallende Topografie sowie die Trasse der Selfkantbahn wird 
das Plangebiet von der freien Landschaft abgeschirmt. Gegenüber den nördlich gelegenen Sied-
lungsstrukturen besteht eine Abschirmung durch Lärmschutzmaßnahmen. Der westlich angrenzende 
Ortsrand wurde so hergerichtet, dass bereits Anschlussmöglichkeiten in Richtung des Plangebietes 
bestehen. Hierdurch ist der Ortsrand nur bedingt definiert. 

2.1.9 Biologische Vielfalt 

Biologische Vielfalt wird als Sammelbegriff für die Vielfalt der Lebensformen verwendet und stellt die 
Variabilität aller lebenden Organismen und der ökologischen Komplexe, zu denen sie gehören, dar 
(BfN, 2020a). Sie umfasst drei unterschiedliche Aspekte: Die Vielfalt der Ökosysteme (z.B. Lebensge-
meinschaften, Lebensräume, Landschaften), die Artenvielfalt und die genetische Vielfalt innerhalb 
dieser Arten (vgl. ebd.). Durch Zerstörung von Lebensräumen, Übernutzung und Degradation, Nut-
zungswandel, die Verbreitung gebietsfremder Arten sowie durch den Klimawandel, wird die biologi-
sche Vielfalt bedroht (BfN, 2020b). 

Innerhalb der verfahrensgegenständlichen Flächen sind keine bedeutsamen Vegetationsstrukturen 
vorzufinden. Die Flächen werden ackerbaulich genutzt und sind monostrukturell ausgerichtet. Be-
züglich im Plangebiet vorhandener planungsrelevanter Tierarten wird im Zuge des parallellaufenden 
Bebauungsplanverfahrens ein artenschutzrechtliches Gutachten erstellt, sodass die Bewertung der 
biologischen Vielfalt abschließend zunächst auf der nachgelagerten Planungsebene zu erfolgen hat 
(vgl. Kapitel 2.1.1). 
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2.1.10 Mensch 

Ein Hauptaspekt des Schutzes von Natur und Landschaft ist es, im Sinne der Daseinsvorsorge die 
Lebensgrundlage des Menschen nachhaltig, d.h. auch für zukünftige Generationen, zu wahren und zu 
entwickeln. Neben dem indirekten Schutz durch Sicherung der übrigen Schutzgüter sollen gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse, insbesondere hinsichtlich des Immissionsschutzes, sowie quantitativ 
und qualitativ ausreichender Erholungsraum für den Menschen gesichert werden. Zur Vermeidung 
von Dopplungen wird der Aspekt der Luftbelastung in dem Kapitel 2.1.6 „Luft und Klima“ beschrieben. 

Die verfahrensgegenständlichen Flächen besitzen derzeit kaum Bedeutung für den Menschen. Sie 
dienen als landwirtschaftliche Nutzfläche und sind der Allgemeinheit nur beschränkt zugänglich. Die 
Bedeutung für Freizeitgestaltung und Naherholung ist daher als gering zu bezeichnen. Dennoch ge-
stalten sich die Flächen für ansässige Menschen attraktiver als bebaute Flächen. Vorhandene Wirt-
schaftswege und angrenzende Freiflächen werden von ansässigen Menschen für die Naherholung 
genutzt. Angrenzend an die verfahrensgegenständlichen Flächen befinden sich im Norden und im 
Westen schützenswerte Wohnnutzungen. 

Eine temporäre Belastung des Plangebietes besteht durch die landwirtschaftliche Bearbeitung der 
Ackerflächen. Beim Einsatz von schweren Maschinen, beispielsweise Traktoren, kommt es insbeson-
dere zu Lärmimmissionen. Innerhalb von trockenen Zeiträumen kann die Entstehung von 
Staubimmissionen nicht ausgeschlossen werden. 

2.1.11 Kultur- und Sachgüter 

Kultur- und Sachgüter besitzen ihre Funktion aufgrund ihres historischen Dokumentationspotenzials 
sowie ihrer wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Nutzung. Unter den Begriff Kulturgüter fallen die 
Bau- und Bodendenkmale als Einzelobjekt oder als Ensemble einschließlich ihres Umgebungsschut-
zes sowie das Ortsbild. Dazu zählen auch räumliche Beziehungen, kulturhistorisch bedeutsame Land-
schaftsteile, Sichtbeziehungen etc. 

KULTURGÜTER 

Auf der Ebene der Landesplanung wird das Untersuchungsgebiet dem bedeutsamen Kulturland-
schaftsbereich Jülicher Börde - Selfkant zugeordnet. Die spezifischen Ziele und Leitbilder bestehen 
u. A. in der Erhaltung bedeutender Sichtbeziehungen sowie der prägenden Kulturlandschaftsele-
mente, der Bewahrung bestehender Waldflächen, Schutz und Erhalt der Boden- und Baudenkmäler 
sowie der Erhaltung der Erkennbarkeit der geschlossenen Siedlungsstruktur mit Straßendörfern, 
Weilern und Einzelhöfen.  

Eine Konkretisierung kulturlandschaftlicher Belange erfolgt auf der Ebene der Regionalplanung. Dem-
nach befindet sich im Nordosten des Geltungsbereiches, in einem Abstand von ca. 300 m der Kul-
turlandschaftsbereich Birgden. Kulturlandschaftliches und denkmalpflegerisches Ziel im Rahmen der 
Regionalplanung ist eine erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung, insbesondere durch das Bewah-
ren und Sichern der Elemente und Strukturen, von Ansichten und Sichträumen von historischen 
Stadt- und Ortskernen sowie des industriellen Erbes. Rund 150 m östlich befindet sich zudem der 
Kulturlandschaftsbereich „Selfkantbahn“. Dessen kulturlandschaftliches und denkmalpflegerisches 
Ziel im Rahmen der Regionalplanung ist die Erhaltung und Sicherung linearer Strukturen. 

Relevante Sichtbeziehungen zwischen dem Plangebiet und den vorgenannten Bereichen bestehen – 
mit Ausnahme des Kulturlandschaftsbereichs Selfkantbahn – nicht. Gleiches gilt für Baudenkmäler. 
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Zudem liegt Untersuchungsgebiet kein Anfangsverdacht für das Vorhandensein von Bodendenkmä-
lern vor.  

SACHGÜTER 

Als Sachgüter können Flächen oder Objekte bezeichnet werden, die einer wirtschaftlichen Nutzung 
unterliegen. Im Plangebiet trifft dies auf die landwirtschaftliche Nutzung der Flächen zu. 

Gemäß Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg vom 12.06.2020 liegt der räumliche Geltungs-
bereich des Verfahrens zudem über dem auf Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Heinsberg" im 
Eigentum des Landes NRW sowie über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld „Horrem 129" 
im Eigentum der RWE Power Aktiengesellschaft, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln. Beide Bergwerksfelder 
sind durch bestehende Siedlungsnutzungen soweit vorbelastet, dass eine Ausübung der mit den 
Bergwerksfeldern verbundenen Rechten kaum noch möglich ist.  

2.2 Entwicklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe b) 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet weiter in der bisherigen Form genutzt wer-
den und damit weiterhin einer landwirtschaftlichen Nutzung unterliegen. Somit würden auch die nut-
zungsbedingten Störwirkungen weiterhin in gleichbleibender Form bestehen bleiben.  

Durch Schallemissionen des gleichbleibenden Kraftfahrzeugverkehrs des Paulssträßchen sowie 
durch die angrenzenden Siedlungsnutzungen würden störempfindliche Tiere insbesondere die nörd-
lichen sowie westlichen Bereiche des Plangebietes meiden. Auch die Bewirtschaftung der Ackerflä-
chen mit schwerem, landwirtschaftlichem Gerät würde zu einer temporären Schallbelastung sowie 
zu einem Eintrag von Chemikalien durch Pflanzenschutzmittel in den Boden führen. Eine Ausbildung 
höherwertiger Vegetationsstrukturen wäre aufgrund der intensiven Bewirtschaftung nicht zu erwar-
ten und somit insgesamt auch keine Steigerung der biologischen Vielfalt. Die Funktionserfüllung als 
Kaltluftentstehungsgebiet würde auf den landwirtschaftlichen Flächen jedoch erhalten bleiben. Das 
Landschaftsbild würde bei Nichtdurchführung der Planung keine Beeinträchtigung erfahren, jedoch 
würde sich kein optisch ansprechender und städtebaulich geordneter Landschaftsrand ausbilden. 

2.3 Entwicklungsprognose bei Durchführung der Planung 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe b) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe b ist eine Prognose über die Entwicklung des Umweltzustan-
des bei Durchführung der Planung zu erstellen. Hierzu sind, soweit möglich, insbesondere die mögli-
chen während der Bau- und Betriebsphase entstehenden Auswirkungen auf die Umweltbelange nach 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bis i zu beschreiben, sofern möglich auch in Bezug auf 

• die Nutzung natürlicher Ressourcen 

• die Art und Menge an Emissionen 

• die Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 

• die Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 

• der Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete 
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• der Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf das Klima und der Anfälligkeit des Vorhabens 
gegenüber den Folgen des Klimawandels 

• der eingesetzten Techniken und Stoffe 

2.3.1 Tiere 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Tiere sind allgemein empfindlich gegenüber Flächeninanspruchnahme, der damit verbundenen Zer-
störung von Lebens- und Nahrungsräumen bzw. gegenüber Beeinträchtigungen durch menschliche 
Nutzungen, die auch in Form von Lärm- und Schadstoffimmissionen, Zerschneidung oder sonstigen 
Veränderungen von Lebensräumen und Biotopen erfolgen können. 

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

Eine Betrachtung von Jagdhabitaten kann bei der Bewertung von Empfindlichkeit und Eingriff zu-
nächst unberücksichtigt bleiben (vgl. BVerwG, Besch. V. 13.03.2008 – 9 VR 10.07). Ausgenommen sind 
Jagdhabitate, durch deren Beeinträchtigung der Fortbestand gesetzlich geschützter Fortpflanzung- 
und Ruhestätten gefährdet bzw. Individuen die Nahrungsgrundlage in einer solchen Form entzogen 
werden könnte, dass diese verhungern und damit indirekt getötet werden. Da Jagdhabitate mit spe-
zieller oder besonderer Ausprägung im Plangebiet nicht vorhanden sind, liegt dieser Ausnahmetat-
bestand vorliegend nicht vor. 

In Bezug auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten kann es durch mit dem Baustellenbetrieb verbundene 
Schall-, Licht- und Staubimmissionen zur Verdrängung störempfindlicher Arten kommen. Durch die 
Baufeldräumung können Fortpflanzungs- und Ruhestätten dauerhaft zerstört werden und eine Ver-
letzung und/oder Tötung von Individuen einhergehen. Durch das Vorhandensein des Vorhabens wer-
den alle Arten, die nicht siedlungsangepasst sind, dauerhaft auf dem Plangebiet verdrängt. In einer 
Artenschutzprüfung der Stufe I konnte das Spektrum der zu erwartenden Arten auf Feldlerche, Reb-
huhn Kiebitz und Wachtel reduziert werden (raskin, 2020).  Insofern kann eine Beeinträchtigung zu-
nächst nicht abschließend ausgeschlossen werden. Eine Zusammenfassung der in diesem Zusam-
menhang erforderlichen Maßnahmen erfolgt im Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts. 

2.3.2 Pflanzen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Pflanzen und deren Biotope sind empfindlich gegenüber einer Flächeninanspruchnahme und der 
damit verbundenen Veränderung von Lebens- und Nahrungsräumen bzw. allgemein gegenüber Be-
einträchtigung durch menschliche Nutzungen, die vorwiegend in Form von Luft- und Wasserschad-
stoffen oder Beeinflussung des Wasserhaushalts erfolgen kann.  

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

Innerhalb der verfahrensgegenständlichen Flächen sind keine bedeutsamen Vegetationsstrukturen 
anzutreffen. Somit ist vorliegend von einer geringen planbedingten Empfindlichkeit des Schutzgutes 
Pflanzen auszugehen. Die geplante Nutzungsänderung wird jedoch zu einer teilweisen bis 
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vollständigen Beseitigung der vorhandenen, wenn auch artenarmen, Vegetation führen. Vor diesem 
Hintergrund sind Kompensationsmaßnahmen zu berücksichtigen, die im Kapitel 2.4 dieses Umwelt-
berichts zusammengefasst werden. 

2.3.3 Fläche 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Das Schutzgut Fläche ist gegenüber einer Neuinanspruchnahme empfindlich, da es sich um ein end-
liches Gut handelt und sich der Flächenverbrauch negativ auf viele verschiedene Faktoren auswirkt. 
Mögliche Folgewirkungen des Flächenverbrauchs sind Zersiedelung, Verlust von Lebensräumen für 
Flora, Fauna, Verlust der Erholungsfunktion, Zerschneidung von Landschaften und Barrierewirkung, 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes, Reduktion der Wasserversickerungsfähigkeit, Verschärfung 
von Hochwassergefahren, verändertes Kleinklima sowie abnehmende Flächenauslastung mit kost-
spieliger Infrastrukturbereitstellung (BMU, 2017). Insgesamt zeigen sich die Empfindlichkeiten des 
Schutzgutes Fläche demnach vor allem durch Auswirkungen auf die übrigen Schutzgüter. 

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

Aufgrund des großen Flächenumfang des geplanten Vorhabens von ca. 11,54 ha und der fehlenden 
Vorbelastung ist vorliegend von einer hohen Empfindlichkeit des Schutzgutes auszugehen. Durch die 
Flächennutzungsplanänderung wird die bauliche Nutzung bisheriger landwirtschaftlicher Flächen 
vorbereitet. Der Eingriff in das Schutzgut Fläche ist als erheblich zu bewerten. Eine Untersuchung 
möglicher Kompensationsmaßnahmen erfolgt im Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts.  

2.3.4 Boden 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Boden ist allgemein empfindlich gegenüber Veränderungen der Schichtenfolge, strukturellen Verän-
derungen durch mechanische Einwirkungen (z.B. Verdichtung) und Schadstoffeinträgen. Durch Ver-
dichtung und Schadstoffeinträge kommt es zu mittelbaren Auswirkungen auf das Grundwasser. 

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

Die vorliegenden Böden erfüllen im besonderen Maße eine Reglerfunktion des Bodens für den Was-
serhaushalt im 2-Meter-Raum. Vor diesem Hintergrund ist von einer hohen Empfindlichkeit des 
Schutzgutes auszugehen. 

Im Rahmen der Baumaßnahmen wird die Bodenstruktur durch Versiegelung, Verdichtung, Abtragun-
gen und Aufschüttungen dauerhaft verändert. Insbesondere auf den versiegelten Flächen gehen die 
natürlichen Funktionen verloren. Daher sind die baubedingten Eingriffe in das Schutzgut Boden als 
erheblich zu bewerten und zu kompensieren. Eine Zusammenfassung der diesbezüglichen Maßnah-
men erfolgt im Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts. 

Durch den Betrieb von Wohngebieten sind keine erheblichen Bearbeitungen des Bodens oder 
Schadstoffeinträge in diesen zu erwarten. Insofern wird das Vorhandensein des Wohngebietes vo-
raussichtlich zu keinen weiteren, erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzguts Boden führen. 
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2.3.5 Wasser 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Allgemein ist Wasser empfindlich gegenüber einer Versiegelung durch Überbauung und einer Besei-
tigung von Bepflanzungen. Hierdurch kommt es zu einer Reduzierung der Grundwasserneubildungs-
rate. Veränderungen an Oberflächengewässern können deren ökologische Funktion beeinträchtigen 
oder die Hochwassergefahr erhöhen und Schadstoffe die Qualität von Gewässern beeinträchtigen. 

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

Im Plangebiet oder dem von der Planung betroffenen Umfeld sind wasserrechtliche Schutzgebiete 
oder oberirdische Gewässer nicht vorhanden. Ferner ist davon auszugehen, dass eine natürliche Ver-
sickerungsfähigkeit in den oberen Bodenschichten nicht gegeben ist. Hierdurch werden planbedingte 
Auswirkungen auf die Qualität und Menge des Grundwassers begrenzt. Die mit von Grundwasser-
schwankungen hervorgerufenen Bodenbewegungen verbundenen Belange können durch allgemein 
geltende bauliche Standards bewältigt werden. Insgesamt ist damit von einer geringen, spezifischen 
Empfindlichkeit des Schutzgutes Wasser auszugehen. 

Aufgrund der geringen Empfindlichkeit werden baubedingte Auswirkungen in Form von Versieglung 
als nicht erheblich erachtet. Der Bau und Betrieb von Wohngebieten führen zudem nur in stark ein-
geschränktem Maße zum Einsatz wassergefährdender Stoffe. Damit sind erhebliche Auswirkungen 
auf das Wasser insgesamt nicht zu erwarten. 

2.3.6 Luft und Klima 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Die klimatischen Funktionen von Freiflächen stehen in engem Zusammenhang mit deren Vegetati-
onsbestand. Bei Verlust der Vegetation gehen auch die kleinklimatischen Wirkungen weitgehend ver-
loren. Eine zusätzliche, negative, klimatische Wirkung erfolgt bei Bebauung der Flächen, da sich ver-
siegelte Flächen schneller erwärmen und eine ungünstigere Strahlungsbilanz aufweisen. Durch die 
Errichtung von Baukörpern können außerdem die Windströmungen im Plangebiet verändert werden. 
Somit ist das Schutzgut Klima und Luft allgemein empfindlich gegenüber einer Versiegelung und 
Überbauung sowie gegenüber einer Beeinträchtigung vorhandener Vegetation. 

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

klimatisch bedeutsame oder luftreinhaltende Strukturen sind im Plangebiet nicht vorhanden. Daher 
wird die spezifische Empfindlichkeit des Schutzgutes als gering bewertet. 

Durch Nutzungen im Rahmen von Wohnbauflächen werden in der Regel keine Emissionen hervorge-
rufen, die sich negativ auf die klimatische oder lufthygienische Situation auswirken. Schadstoffe in 
geringen Mengen sind vorwiegend im Zuge zusätzlicher Verkehre möglich. Zudem ist eine zuneh-
mende Versiegelung zu erwarten. Da versiegelte Flächen eine ungünstigere Strahlungsbilanz aufwei-
sen sind diesbezüglich zusätzliche, negative klimatische Wirkungen zu erwarten. Durch eine Bebauung 
der dem Planverfahren zugrundeliegenden Flächen werden zudem die Windströmungen beeinflusst. 
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Die geplante Überbauung des Plangebietes führt zu einem vollständigen Verlust der Produktionsfä-
higkeit von Kaltluft. Die Entstehung einer Hitzeinsel ist zu erwarten.  

Aufgrund der Lage am Siedlungsrand, der durch eine hinreichende Zahl an unbebauten Freiflächen 
gekennzeichnet ist, die weiterhin als Kaltluftentstehungsgebiete dienen können, wird eine planbe-
dingte, unverträgliche Veränderung des lokalen Klimas nicht erwartet. Die von dem Vorhaben ausge-
henden Mengen an Luftschadstoffen sind gering. Insgesamt werden die planbedingten Auswirkungen 
auf die Schutzgüter Luft und Klima als nicht erheblich bewertet. 

2.3.7 Wirkungsgefüge 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Das Wirkungsgefüge ist allgemein empfindlich gegenüber einer Vielzahl von Beeinflussungen der ein-
zelnen Bestandteile des Systems. Wird ein Schutzgut beeinflusst, sind daher Veränderungen im Wir-
kungsgefüge möglich. Um nur einige Beispiele zu nennen, wirkt z.B. die Beseitigung von Vegetation 
negativ auf das Klima auf und vernichtet Habitate für bestimmte Tier- und Pflanzenarten, und kann 
weiterhin Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden und Wasser haben. 

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

Vorliegend ist nicht erkennbar, dass die Schutzgüter eine besondere Funktion für das Wirkungsgefüge 
zwischen ihnen übernehmen. Aufgrund dessen ist eine erhebliche Beeinträchtigung nicht zu erwar-
ten. Da keine Besonderheiten erkennbar sind, die über die unter Kapitel 2.3.1 bis 2.3.6 getroffenen 
Aussagen hinausgehen, ist vorliegend von einer geringen Empfindlichkeit des Wirkungsgefüges aus-
zugehen. 

2.3.8 Landschaft 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Das Landschaftsbild und die Erholung als Naturpotenzial sind allgemein empfindlich gegenüber einer 
Veränderung der Landschaft, insbesondere in Form von Bebauung und „landschaftsfremden“ Nut-
zungen. Neben dem Hinzufügen von störenden Elementen kann das Landschaftsbild auch durch das 
Entfernen von typischen und prägenden Elementen, wie etwa Grünstrukturen, beeinträchtigt werden. 

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

Eine zu betonende Bedeutung des Plangebietes für das übergeordnete Landschaftsbild ist nicht er-
kennbar. Vor diesem Hintergrund ist von einer geringen Empfindlichkeit des Schutzgutes auszugehen. 

Das Landschaftsbild wird durch den Bau des Vorhabens verändert. Da auf der Ebene der vorberei-
tenden Bauleitplanung keine Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung getroffen werden, kann 
eine erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zumindest nicht abschließend ausgeschlos-
sen werden. Jedoch können auf nachgelagerter Planungsebene Maßnahmen ergriffen werden, um 
das Vorhaben besser in die Landschaft zu integrieren. Diese werden im Kapitel 2.4 dieses Umweltbe-
richts zusammengefasst. 
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Der spätere Betrieb des Vorhabens lässt keine Besonderheiten, beispielsweise Rauchfahnen erken-
nen, die zu einer Maßgeblichen Veränderung des Landschaftsbildes führen. In diesem Zusammen-
hang sind keine weiteren Beeinträchtigungen erkennbar. 

2.3.9 Biologische Vielfalt 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Die biologische Vielfalt ist empfindlich gegenüber anthropogenen Beeinflussungen. Hier ist insbeson-
dere die Zerstörung von Lebensräumen aufgrund von Siedlungstätigkeiten und Flächeninanspruch-
nahme durch den Menschen zu nennen. Doch auch die intensive Landwirtschaft, hierbei insbeson-
dere die Kultivierung von Monokulturen und der Einsatz von Herbiziden und Pestiziden, beeinträch-
tigen die biologische Vielfalt.  

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

Vorliegend ist ein Lebensraum mit einer geringen biologischen Vielfalt betroffen. Der aktuelle Le-
bensraum ist nicht dadurch gekennzeichnet, dass es sich um einen Spezialstandort für besonders 
schutzwürdige Arten handelt. Die Empfindlichkeit ist damit gering. 

Durch die Flächennutzungsplanänderung und die damit einhergehenden Wohnnutzung werden sich 
ggf. andere Arten ansiedeln als bisher (z.B. Lebensraum Gebäude statt Acker), was aber nicht zu einer 
Minderung der Vielfalt führt. Insofern werden die planbedingten Auswirkungen als nicht erheblich 
erachtet. 

2.3.10 Mensch 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe c BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Der Mensch ist grundsätzlich empfindlich gegenüber Beeinträchtigungen durch Immissionen (bspw. 
Schall, Licht, Staub, Schadstoffe), aber auch gegenüber wesentlichen Veränderungen seiner gebau-
ten Umwelt, z.B. durch den Wegfall von Erholungsräumen/Freiräumen.  

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

Bei den angrenzenden Baugebieten handelt es sich um Wohngebiete. Diese entsprechen der Nut-
zung des Planvorhabens. Zudem bestehen direkte Anschlussmöglichkeiten an das von Wohngebieten 
abgewandte Verkehrsnetz. Damit ist vorliegend von einer geringen Empfindlichkeit des Schutzgutes 
auszugehen. 

Die baubedingten Beeinträchtigungen sind lediglich temporärer Natur und daher nicht von erhebli-
cher Schwere. Durch das Vorhandensein des Wohngebietes werden keine erheblichen Belastungen 
für umliegende schutzwürdige Nutzungen durch Emissionen hervorgerufen. Die Wohnnutzung selbst 
ist nicht mit hohem Störpotenzial verbunden. Die erzeugten Mehrverkehre werden aufgrund der gu-
ten Anbindung an das überörtliche Verkehrsnetz ebenfalls keine wesentlichen zusätzlichen Belastun-
gen verursachen. 
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Auch im Plangebiet selbst sind keine Beeinträchtigungen des Menschen aufgrund der umliegenden 
Nutzungen zu erwarten, da das Plangebiet von emissionsarmen Wohnnutzungen umgeben ist. Hier-
von auszunehmen ist der öffentliche Straßenverkehr auf dem nördlich angrenzenden Paulssträß-
chen. Dass die hiervon ausgehenden Geräusche zu einer Beeinträchtigung der geplanten Nutzung 
führen, kann nicht pauschal ausgeschlossen werden. Jedoch besteht die Möglichkeit zur Umsetzung 
diesbezüglicher Minderungsmaßnahmen, die im Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts zusammengefasst 
werden. 

2.3.11 Kultur- und Sachgüter 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe d BauGB) 

ALLGEMEINE EMPFINDLICHKEIT 

Neben direkten Beeinträchtigungen wie Beschädigung oder Beseitigung sind Kultur- und Sachgüter 
auch durch indirekte Einflüsse z.B. durch wertmindernde Nutzungen auf Nachbargrundstücken be-
troffen.  

SPEZIFISCHE EMPFINDLICHKEIT UND EINGRIFFSBEWERTUNG 

Es sind keine Bodendenkmäler innerhalb des Plangebietes bekannt, ein Vorkommen ist auch nicht 
wahrscheinlich. Eine erhebliche Beeinträchtigung ist damit unwahrscheinlich, kann mangels systema-
tischer Untersuchungen zum Ist-Zustand aber nicht abschließend ausgeschlossen werden. Diesbe-
zügliche Maßnahmen sind auf der nachgelagerten Planungsebene zu verfolgen und werden im Kapitel 
2.4 dieses Umweltberichts zusammengefasst. 

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet bzw. dem Planvorhaben mit Kulturlandschafts-
bereichen oder Baudenkmälern sind – mit Ausnahme des Kulturlandschaftsbereichs Selfkantbahn –
nicht gegeben. Ziel des Kulturlandschaftsbereichs „Selfkantbahn“ ist die Erhaltung und Sicherung li-
nearer Strukturen. Insofern ist eine Empfindlichkeit ausschließlich in Bezug auf direkte Eingriffe er-
kennbar. Diese Empfindlichkeit wird durch das Planvorhaben nicht ausgelöst. Insofern sind planbe-
dingte Konflikte mit Kulturgütern nicht erkennbar. 

Hinsichtlich der vorhandenen Sachgüter besteht die Empfindlichkeit in der Umwandlung der derzei-
tigen Nutzung. Da die Flächen jedoch bereits auf Regionalplanungsebene dem Allgemeinen Sied-
lungsbereich (ASB) zugeordnet sind und somit eine Nutzungscharakteristik in Rahmen von Flächen 
für den Wohnungsbau und den damit verbundenen Folgeeinrichtungen, Flächen für die zentralörtli-
chen Einrichtungen sowie für die sonstigen privaten und öffentlichen Einrichtungen der Bildung und 
Kultur zugrunde gelegt wird, wurde dieser Konflikt bereits auf übergeordneter planerischer Ebene 
abgewogen. 

Bzgl. des Sachgutes landwirtschaftliche Fläche ist darauf hinzuweisen, dass die planerische Entschei-
dung zur Inanspruchnahme der verfahrensgegenständlichen Flächen bereits durch die Darstellung 
eines „Allgemeinen Siedlungsbereiches“ im Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt 
Region Aachen vorweggenommen wurde. Somit ist von einer geringen Empfindlichkeit des Sachgutes 
landwirtschaftliche Fläche auszugehen. Diesbezügliche Beeinträchtigungen werden als unerheblich 
bewertet. 

Die mit vorhandenen Bergwerksfeldern verbundenen Belange erfordern keine Änderung der Plan-
konzeption, da alleinig durch die Lage des Plangebietes auf einem verliehenen Bergwerksfeld keine 
bodenrechtlichen Spannungen erzeugt werden und die Umsetzung des Vorhabens sowie die 
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Ausübung der beabsichtigten Nutzung unberührt bleiben. Zugleich ist eine Ausübung der mit den 
Bergwerksfeldern verbundenen Rechte aufgrund von Vorbelastung kaum möglich. Insofern werden 
Planbedingte Auswirkungen auf dieses Sachgut als unerheblich bewertet. 

2.3.12 Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB) 

Bei dem nächstgelegenen Natura-2000-Gebiet handelt es sich um das FFH-Gebiet „Teverener 
Heide“, welches sich ca. 5,0 km südlich des Plangebietes befindet. Das Entwicklungsziel ist die Erhal-
tung und Optimierung der Lebensgemeinschaften und Lebensräume von trockenen und feuchten 
Heiden, von Heidemooren und von Sandtrockenrasen auf Dünenstandorten sowie nährstoffarmen 
Stillgewässern. Ein weiteres Teilziel ist die Umwandlung der Nadelholzbestände in Laubwald. Das sehr 
große und vielseitige Gebiet ist ein Verbundzentrum im grenzüberschreitenden Biotopverbund zu 
den Niederlanden. Zahlreiche weitere Natura-2000-Gebiete befinden sich in den Niederlanden, im 
Bereich der Städte Maastricht und Roermond.  

Aufgrund der deutlichen Entfernung zu den vorgenannten Gebieten sind direkte Beeinträchtigungen 
nicht zu erwarten. Denn bauliche Anlagen im Sinne von § 2 Abs.1 der BauO NRW führen bereits bei 
Wahrung eines Mindestabstands von 300 m zu Natura 2000-Gebieten in der Regel nicht zu deren 
Beeinträchtigung (MKULNV NRW, 2016). Die Planung begründet zudem keine Vorhaben, z.B. Industrien 
oder andere Vorhaben deren Auswirkungen erheblich über die Plangebietsgrenzen hinausgehen, die 
eine Abweichung von der Regelvermutung erfordern. Die Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Na-
tura 2000-Gebieten sind somit durch die vorliegende Planung nicht gefährdet. 

2.3.13 Vermeidung von Emissionen und sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe e BauGB) 

Die vorliegende Planung ermöglicht vor allem die Entstehung von Wohnfunktionen. Demnach sind 
vermehrt Emissionen, insbesondere in Form von Geräuschen, aber auch von Licht und Luftschad-
stoffen sowie während Bauphasen, zu erwarten. Durch gezielte Maßnahmen auf der nachgelagerten 
Planungsebene können die Emissionen jedoch auf ein Mindestmaß reduziert werden, sodass es da-
hingehend zu keinen negativen umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen kommt. 

Im Rahmen des Baus sind insbesondere Abfälle in Form von Verpackungen zu erwarten. Die hiermit 
verbundenen Mengen werden jedoch vergleichsweise gering sein, da die großen Mengen an Baustof-
fen, die zur Herstellung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles erforderlich sind, regelmäßig als Schütt-
güter oder mit mehrfach verwendbaren Verpackungen, beispielsweise Paletten, Silos oder Big-Bags 
geliefert werden.  

Grundsätzlich führt das Vorhandensein von Wohnnutzungen insbesondere zu Abfällen in Form von 
Hausabfällen. Die Menge der erzeugten Abfälle kann nicht eindeutig beziffert werden, da diese stark 
abhängig von dem Konsumverhalten der ansässigen Menschen ist. Es ist jedoch insgesamt davon aus-
zugehen, dass eine sachgerechte Entsorgung der Abfälle erfolgen kann. 

Die Entsorgung des Schmutzwassers sowie des anfallenden Niederschlagwassers ist Gegenstand der 
nachgelagerten Planungsebene. Hier kann im Rahmen einer entsprechenden Plankonzeption bei-
spielsweise die Versickerung des Niederschlagwassers umgesetzt werden. 
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2.3.14 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe f BauGB) 

Der Planungsgrundsatz der Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nut-
zung von Energie – unterstützt durch § 1 Abs. 5 Satz 2 und § 1a Abs. 5 – wirkt sich in Bezug auf die 
Bauleitplanung in zweifacher Weise aus: Er unterstützt die auf die Schaffung der bauplanungsrecht-
lichen Grundlagen hierfür ausgerichtete Bauleitplanung und er verpflichtet die Bauleitplanung, darauf 
zu achten, dass die erneuerbaren Energien in bauplanungsrechtlicher Hinsicht nicht oder nicht un-
nötig erschwert werden.  

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung finden die vorliegenden Belange keine explizite Berück-
sichtigung und werden dementsprechend auf die nachgelagerte Planungsebene abgeschichtet. In 
diesem Rahmen können Festsetzungen und Maßnahmen angeführt werden, die die Nutzung der er-
neuerbaren Energien unterstützen oder die Nutzung im mindesten Fall nicht erschweren. 

2.3.15 Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB) 

Die Darstellungen von Landschaftsplänen wurden bereits unter Kapitel 1.5 dieses Umweltberichts nä-
her beschrieben. Das Vorhandensein von weiteren Umweltplänen ist nicht bekannt, sodass eine dies-
bezügliche Berücksichtigung nicht erfolgen kann. 

2.3.16 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe h BauGB) 

Zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaften werden auf der Grund-
lage des § 48a BImSchG Rechtsverordnungen über die Festsetzung von Immissions- und Emissions-
werten erlassen. Dazu gehören – derzeit – die 22. BImSchV und die 33. BImSchV. Sofern solche Fest-
setzungen von Immissions- und Emissionswerten ergangen sind, sind diese zu beachten, ggf. auch im 
Rahmen der Bauleitplanung. Dies ist vorliegend jedoch nicht der Fall. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. h BauGB betrifft jedoch nicht allein die Beachtung verbindlicher Grenzwerte, 
sondern die davon losgelöste Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität. Dies folgt dem allgemeinen 
Planungsgrundsatz des vorsorgenden Umweltschutzes, wodurch zum jeweiligen Umweltbereich bes-
sere Umweltverhältnisse erreicht werden sollen. (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, & Krautzberger, 2019) 

Im Rahmen des vorliegenden Flächennutzungsplanverfahrens wird die Regelung von Maßnahmen, zur 
Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität auf die nachgelagerte Planungsebene abgeschichtet. Mög-
liche Maßnahmen werden im Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts zusammengefasst. 

2.3.17 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe i BauGB) 

Für die Bauleitplanung ist zu berücksichtigen, dass es nicht Aufgabe der Umweltprüfung sein kann, 
alle für die städtebauliche Planung überhaupt in Betracht kommenden Wechselwirkungen mit zu be-
rücksichtigen. Wesentlich ist dabei, dass den Wechselwirkungen für die Zwecke der Bauleitplanung 
vor allem zusätzliche Gesichtspunkte in Bezug auf die Bewertung der Umweltauswirkungen 
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entnommen werden können. (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, & Krautzberger, 2019) Vorliegend sind je-
doch keine besonderen Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
erkennbar, die zu einer erheblichen Störung des Naturhaushaltes führen würden und über die indi-
viduellen Auswirkungen unter Kapitel 2.3.1 bis 2.3.16 dieses Umweltberichts hinausgehen. 

2.3.18 Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe j BauGB) 

Durch die beabsichtigte Nutzung sind keine Risiken für die menschliche Gesundheit, beispielsweise 
durch eine erhöhte Brand- oder Explosionsgefahr gegeben, wie sie bei einem Störfallbetrieb oder 
anderen industriellen Nutzungen zu erwarten wären. Äußere Einwirkungen, aufgrund derer der Be-
trieb selbst gefährdet sein könnte, beschränken sich nach aktuellem Kenntnisstand auf die folgenden 
Punkte: 

• Das Plangebiet befindet sich gemäß der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Unter-
grundklassen der Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Nordrhein-Westfalen, Karte DIN 
4149 Juni 2006, in der Erdbebenzone 2 in der Untergrundklasse „S“ (Gebiete tiefer Becken-
strukturen mit mächtiger Sedimentfüllung). Die in der DIN 4149 genannten bautechnischen 
Maßnahmen sind zu berücksichtigen. 

2.4 Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe c BauGB) 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
in der Abwägung zu berücksichtigen.  

Mangels Regelung einer abschließenden Plankonzeption kann eine erhebliche Beeinträchtigung der 
Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Landschaft, Mensch und Bodendenkmäler auf der Ebene 
der vorbereitenden Bauleitplanung zunächst nicht ausgeschlossen werden. Auf der nachgelagerten 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bestehen jedoch Möglichkeiten zur Kompensation und Ab-
wägung, unter deren Berücksichtigung die Vollziehbarkeit der Planung gewährleistet werden kann.  



Gemeinde Gangelt 
Umweltbericht zur 64. Flächennutzungsplanänderung „Zum Gelindchen / III“ 

 
 
 

30 

Schutzgüter Erhebliche Beeinträchtigung Kompensationsmöglichkeiten 

Tiere 

Verlust von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten 

Schaffung von Ersatzlebensräumen 

Tötung von Individuen 
Zeitliche Beschränkung von Baufeldfreimachung und 

Baubeginn 

Pflanzen 
Beseitigung bestehender Vegeta-

tion 

Pflanzfestsetzungen im Bebauungsplan 

Externe Kompensationsmaßnahmen 

Ersatzgeldzahlungen/Ankauf von Ökopunkten 

Fläche 
Nutzung bislang unbeanspruchter 

Flächen 
Entsiegelung oder Nutzungsaufgabe an anderer Stelle 

Abwägung zu Lasten des Schutzgutes 

Boden 
Verlust schutzwürdiger Böden 

durch baubedingte Beeinträchti-
gung der Bodenstruktur 

Maßnahmen des vorsorgenden Bodenschutzes 

Bodenfunktionsfördernde Maßnahmen im Plangebiet 

Externe Maßnahmen mit bodenfunktionsfördernder 
Funktion 

Ersatzgeldzahlungen/Ankauf von Ökopunkten 

Landschaft 

Überprägung des Ortsbildes und 
Landschaftsrandes durch unan-

gepasste Gebäudekubatur 

Planungsrechtliche Absicherung einer verträglichen 
Gebäudekubatur durch Festsetzungen zum Maß der 

baulichen Nutzung (z.B. maximale Gebäudehöhe) 

Entfernung ortsbildprägender 
Elemente 

Festsetzungen zum Erhalt 

Mensch 
Überschreitung von Richtwerten 

aufgrund von Verkehrslärm 
Aktive Lärmschutzmaßnahmen 

Passive Lärmschutzmaßnahmen 

Bodendenk-
mäler 

Zerstörung von Bodendenkmä-
lern durch Bodeneingriffe 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische 
Funde und Befunde sind der Gemeinde als Untere 

Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenk-
malpflege im Rheinland unverzüglich zu melden. Bo-

dendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert 
zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Boden-

denkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzu-
warten. 

Tabelle 9: Kompensations- und Abwägungsmöglichkeiten 

2.5 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe d) 

Die Siedlungsentwicklung der Gemeinde Gangelt ist bereits aus regionalplanerischer Sicht vorrangig 
auf die als Siedlungsbereich festgelegten Ortslagen Gangelt und Birgden zu lenken (vgl. Bezirksregie-
rung Köln, 2016b). Aus Sicht der Gemeinde ist das Bauland in beiden Ortslagen gleichermaßen zu 
entwickeln, sodass sich in der Ortslage Gangelt keine Standortalternativen für das vorliegende Ver-
fahren ergeben. 

Die langfristige Perspektive für die Siedlungsentwicklung soll sich dabei auf Flächen erstrecken, die 
grundsätzlich dazu geeignet sind, die Ortslage in städtebaulich kompakter Form zu arrondieren. Vor 
diesem Hintergrund ergeben sich gegenüber den verfahrensgegenständlichen Flächen mögliche 
Standortalternativen, die in der nachfolgenden Abbildung zusammengefasst werden. 
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Abbildung 5: Standortalternativen (schwarz-gestrichelte Linie = Plangebiet; gelb-gestrichelte Linie = Standortalternativen) (Land NRW, 
2020) 

Bei der Fläche 1 handelt es sich um die rückwärtigen Gartenbereiche bereits bebauter Grundstücke. 
Die Ausgestaltung dieser Gartenbereiche ist mit einer Obstbaumwiese vergleichbar, sodass die Flä-
chen vorliegend eine hohe ökologische Bedeutung haben. Eine Inanspruchnahme wäre demgemäß 
mit erheblichen Eingriffen in die natürlichen Schutzgüter verbunden.  

Die Fläche 2 ist planungsrechtlich durch einen Bebauungsplan abgesichert und wird im Zuge dessen 
aktuell bereits erschlossen. Dem zugrundeliegenden Luftbild ist diesbezüglich nicht der aktuelle 
Stand zu entnehmen. Das entstehende Baugebiet Im Jankerfeld III soll den kurzfristigen Baulandbe-
darf abdecken, wohingegen das Baugebiet Zum Gelindchen III auch den mittel und langfristigen Be-
darf abdecken soll. 

Die Fläche 3 grenzt an die rückwärtigen Grundstücksbereiche der angrenzenden Bebauung, sodass 
die Fläche gegenüber den umliegenden Baugebieten durch eine isolierte Lage gekennzeichnet ist. 
Zudem weist die Fläche zur Umsetzung des geplanten Vorhabens keine ausreichende Größe vor, so-
dass sie vorliegend für eine Erschließung nicht geeignet ist. Weiterhin grenzt die Fläche in ihrer ge-
samten Länge von etwa 140 m an die Trasse einer historischen Eisenbahn. Diese Trasse wird auch 
heute noch regelmäßig betrieben und führt zu erheblichen Rußimmissionen durch Dampflokomoti-
ven. Aufgrund ihres Zuschnittes wäre somit fast die gesamte Fläche von den Immissionen betroffen, 
sodass die Fläche für die geplante Nutzung nur bedingt geeignet ist. 

Die Reserveflächen 4 und 5 werden über vergleichsweise schmale Anschlussstellen an die Straßen 
Starzend bzw. Kreuzstraße erschlossen und sind durch einen schmalen, aber tiefen Zuschnitt ge-
kennzeichnet. Aufgrund dieses Zuschnittes sind keine Bebauungsmöglichkeiten erkennbar, die zu ei-
nem ausgewogenen Verhältnis zwischen Erschließung und Bauland führen würden, sodass eine Be-
bauung mit vergleichsweise erheblichen Eingriffen verbunden wäre. Denn mögliche Verkehrsflächen 
müssten nahezu über die gesamte Länge dieser Flächen umgesetzt werden, würden dabei jedoch 
nur wenige Baugrundstücke erschließen. 
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Die Erschließung würde ferner zu einer bandartigen Entwicklung der Bebauung in Richtung der freien 
Landschaft führen und somit dem Ziel 6.1-4 des Landesentwicklungsplanes NRW entgegenstehen. 
Aus städtebaulichen Gründen bietet sich demnach an, die Reserveflächen 4 und 5 im vorderen 
Grundstücksbereich zu schließen und auf eine vollständige Entwicklung als Baugebiet zu verzichten. 
Würden die Flächen 4 und 5 in einer solchen Form reduziert, würde es sich nur noch um Baulücken, 
nicht jedoch um Reserveflächen handeln. 

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Aspekte sind die verfahrensgegenständlichen Flächen ge-
genüber den zur Verfügung stehenden Standortalternativen zu bevorzugen. 

2.6 Erhebliche Nachteilige Auswirkungen 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2 Buchstabe e) 

In Bezug auf die erheblichen nachteiligen Auswirkungen gilt es zuerst, den Begriff der Erheblichkeit 
zu definieren. Auswirkungen sind als erheblich zu beurteilen, wenn Einwirkungen durch Stärke, Inten-
sität oder Dauer das übliche und zumutbare Maß überschreiten und dem Betroffenen, einschließlich 
der Allgemeinheit, nicht mehr zugemutet werden können. Entscheidendes Kriterium für die Ermitt-
lung der Erheblichkeit ist somit die Zumutbarkeit einer Beeinträchtigung. Zu berücksichtigen sind 
zudem der jeweilige Gebietscharakter, bestehende Vorbelastungen und Summationseffekte sowie 
die Rechtmäßigkeit des Verursacherverhaltens. Somit existiert kein statischer Erheblichkeitsbegriff, 
sondern der Inhalt ist vielmehr dynamisch und von der Entwicklung der allgemeinen Umwelt- und 
Lebensverhältnisse abhängig. (Giesberts & Reinhardt, 2020)  

Auch gemäß der Rechtsprechung zum UVP-Recht liegen erhebliche nachteilige Auswirkungen nicht 
erst dann vor, wenn die Umweltauswirkungen so gewichtig sind, dass sie nach Einschätzung der Be-
hörde zu einer Versagung der Zulassung führen können, sondern bereits dann, wenn Umweltauswir-
kungen bei der Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens im Hinblick auf eine wirksame Um-
weltvorsorge nach dem Fachrecht zu berücksichtigen sind (vgl. BVerwG, Urteile vom 13. Dezember 
2007 - 4 C 9.06 - BVerwGE 130, 83 Rn. 34, vom 16. Oktober 2008 - 4 C 5.07 - BVerwGE 132, 123 Rn. 
32 und vom 17. Dezember 2013 - 4 A 1.13 - BVerwGE 148, 353 Rn. 37).  

Im vorliegenden Fall ist aufgrund des Gebietscharakters, der geringen Vorbelastung sowie fehlender 
Summationseffekte mit anderen möglichen Vorhaben nicht mit einer unzumutbaren Beeinträchti-
gung auszugehen. Auch bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass die entstehenden Umweltauswir-
kungen bei der Entscheidung über die Zulässigkeit der geplanten Nutzungscharakteristik im Hinblick 
auf eine wirksame Umweltvorsorge nach dem Fachrecht zu berücksichtigen sind. Somit sind erheb-
liche nachteilige Auswirkungen durch die vorliegende Flächennutzungsplanänderung insgesamt nicht 
zu erwarten. 
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3 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 
(BauGB Anlage 1 Nr. 3) 

3.1 Technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen 
(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe a) 

Die Bestandsaufnahme erfolgt auf der Grundlage von Ortsbegehungen, diversen Gutachten, durch 
Informationssysteme des LANUV sowie weitere Literaturquellen, die im Umweltbericht aufgeführt 
sind. Konkrete Schwierigkeiten bei der Ermittlung und Zusammenstellung der Angaben haben sich 
bisher nicht ergeben. Gleichwohl beruhen verschiedene Angaben auf allgemeinen Annahmen oder 
großräumigen Daten (z.B. faunistische Daten, Klimaangaben) und beinhalten eine gewisse Streuungs-
breite. Zur Ermittlung und Beurteilung der erheblichen Umweltauswirkungen der Planung in der vor-
liegenden Form bilden die zusammengestellten Angaben jedoch eine hinreichende Grundlage. 

3.2 Geplante Überwachungsmaßnahmen 
(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe b) 

Gemäß § 4c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund 
der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Aus-
wirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu er-
greifen; Gegenstand der Überwachung ist auch die Durchführung von Darstellungen oder Festset-
zungen nach § 1a Abs. 3 Satz 2 und 4 BauGB sowie von vertraglichen Vereinbarungen, also die Um-
setzung, die Pflege und der dauerhafte Erhalt von Kompensationsmaßnahmen.  

Nach derzeitigem Kenntnisstand kann eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter Tiere, Pflan-
zen, Fläche, Boden, Landschaft, Mensch und Bodendenkmäler nicht abschließend ausgeschlossen 
werden. Um mögliche Beeinträchtigungen zu vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen, ist die 
Umsetzung entsprechender Kompensationsmaßnahmen erforderlich. Vorliegend wird die abschlie-
ßende Regelung dieser Maßnahmen auf die nachgelagerten Planungs- bzw. Genehmigungsebenen 
abgeschichtet. Entsprechende Möglichkeiten und Vorschläge wurden unter Kapitel 2.4 dieses Um-
weltberichts aufgeführt. 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes und die Aufstellung des Bebauungsplanes werden im Pa-
rallelverfahren erfolgen. Hierdurch ist eine Übertragung der auf der Flächennutzungsplanebene for-
mulierten Maßgaben auf die nachgelagerte Bebauungsplanebene zunächst gesichert. Da die konkrete 
Ausgestaltung der jeweiligen Maßnahmen auf der Bebauungsplanebene erfolgt, können die entspre-
chenden Überwachungsmaßnahmen ebenfalls erst auf dieser Ebene bestimmt werden. 

Bei der Überwachung werden die Gemeinden in jedem Fall durch die Behörden unterstützt, die ge-
mäß § 4 Abs. 3 BauGB auch nach Abschluss des Verfahrens zur Aufstellung eines Bauleitplans ver-
pflichtet sind, die Gemeinden zu unterrichten, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die 
Durchführung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkun-
gen auf die Umwelt hat. Die Gemeinden nutzen die Informationen sowie die gemäß Nummer 3 Buch-
stabe b der Anlage 1 zum BauGB im Umweltbericht anzugebenden Überwachungsmaßnahmen. 



Gemeinde Gangelt 
Umweltbericht zur 64. Flächennutzungsplanänderung „Zum Gelindchen / III“ 

 
 
 

34 

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 
(BauGB Anlage 1 Nr. 3 Buchstabe c) 

Mit der Flächennutzungsplanänderung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errich-
tung eines Wohnbaugebietes geschaffen werden. Zur Untersuchung der von den Bauleitplanverfah-
ren begründeten Umweltauswirkungen wurde eine Umweltprüfung durchgeführt. Deren Ergebnisse 
werden im vorliegenden Umweltbericht zusammengefasst. 

Es zeigt sich, dass eine Beeinträchtigung der Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Landschaft, 
Mensch und Bodendenkmäler ohne gesonderte Maßnahmen nicht ausgeschlossen werden kann. Es 
bestehen insbesondere auf der nachgelagerten Planungsebene jedoch Kompensationsmaßnahmen 
unter deren Berücksichtigung die Vollziehbarkeit der Planung gewährleistet werden kann. Zu diesen 
Maßnahmen gehören beispielsweise die zeitliche Beschränkung von Baufeldfreimachung und Bau-
beginn, Pflanzfestsetzungen im Bebauungsplan, externe Kompensationsmaßnahmen oder der Ankauf 
von Ökopunkten, Maßnahmen des vorsorgenden Bodenschutzes aktive oder passive Lärmschutz-
maßnahmen sowie die Meldung von Bodendenkmälern. In Bezug auf die verbleibenden Schutzgüter 
ist mit erheblichen Auswirkungen nicht zu rechnen. 

Im Plangebiet oder dem von der Planung betroffenen Umfeld sind wasserrechtliche Schutzgebiete 
oder oberirdische Gewässer nicht vorhanden. Ferner ist davon auszugehen, dass eine natürliche Ver-
sickerungsfähigkeit in den oberen Bodenschichten nicht gegeben ist. Hierdurch werden planbedingte 
Auswirkungen auf die Qualität und Menge des Grundwassers begrenzt. Insgesamt ist damit von einer 
geringen, spezifischen Empfindlichkeit des Schutzgutes Wasser auszugehen. Aufgrund der geringen 
Empfindlichkeit werden baubedingte Auswirkungen in Form von Versieglung als nicht erheblich er-
achtet. Der Bau und Betrieb von Wohngebieten führen zudem nur in stark eingeschränktem Maße 
zum Einsatz wassergefährdender Stoffe. Damit sind erhebliche Auswirkungen auf das Wasser insge-
samt nicht zu erwarten. 

Klimatisch bedeutsame oder luftreinhaltende Strukturen sind im Plangebiet nicht vorhanden und 
planbedingte Auswirkungen sind gering. Daher wird die spezifische Empfindlichkeit des Schutzgutes 
als gering bewertet und erhebliche Auswirkungen werden nicht erwartet. 

Vorliegend ist ein Lebensraum mit einer geringen biologischen Vielfalt betroffen. Der aktuelle Le-
bensraum ist nicht dadurch gekennzeichnet, dass es sich um einen Spezialstandort für besonders 
schutzwürdige Arten handelt. Die Empfindlichkeit ist damit gering. Durch die Flächennutzungsplanän-
derung und die damit einhergehenden Wohnnutzung werden sich ggf. andere Arten ansiedeln als 
bisher (z.B. Lebensraum Gebäude statt Acker), was aber nicht zu einer Minderung der Vielfalt führt. 
Insofern werden die planbedingten Auswirkungen als nicht erheblich erachtet. 

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet bzw. dem Planvorhaben mit Kulturlandschafts-
bereichen oder Baudenkmälern sind – mit Ausnahme des Kulturlandschaftsbereichs Selfkantbahn –
nicht gegeben. Ziel des Kulturlandschaftsbereichs „Selfkantbahn“ ist die Erhaltung und Sicherung li-
nearer Strukturen. Insofern ist eine Empfindlichkeit ausschließlich in Bezug auf direkte Eingriffe er-
kennbar. Diese Empfindlichkeit wird durch das Planvorhaben nicht ausgelöst. Insofern sind planbe-
dingte Konflikte mit Kulturgütern nicht erkennbar. 

Bodenrechtliche Spannungen mit Bergwerksfelder werden nicht ausgelöst und eine Ausübung der 
mit Bergwerksfeldern verbundenen Rechte ist aufgrund von Vorbelastung kaum möglich. Insofern 
werden Planbedingte Auswirkungen auf dieses Sachgut als unerheblich bewertet. 
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